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I N F O RMA   T I O N S B R I E F E  D ER   GRU   P P E  AR  B E I T ER  P O L I T I K

Die Weigerung Trumps, trotz seiner zahlreichen, von den 
Gerichten abgewiesenen Klagen, den Wahlsieg von Biden 
anzuerkennen, wird von vielen Kommentatoren seinem 
Ego und mangelnden Realitätssinn zugeschrieben. Das 
mag zutreffend sein, ist aber nur die halbe Wahrheit. 
Dahinter steckt die Absicht, seine Basis als politischen 
Faktor über den Wahltag hinaus zu erhalten. Dem dient 
auch die Ankündigung in vier Jahren erneut kandidieren 
zu wollen. So will Trump zukünftig seinen Einfluss und 
den des rechtsextremen Lagers auf die Republikaner und 
die Politik in Washington sichern. Ob ihm das gelingen 
wird, ist nicht vorhersehbar; aber die Voraussetzungen 
dafür sind gegeben. Die Mehrheit unter seinen (d.h. den 
republikanischen) Wähler*innen glaubt der Behauptung 
über den durch das Establishment geraubten Wahlsieg. 
Eine Legende, wie dumm und verlogen sie auch sein mag, 
kann an politischer Bedeutung gewinnen, sollten ihr nur 
genug Menschen Glauben schenken. Mit der Anerken-
nung seiner Wahlniederlage hätte Trump diese Legende 
selbst zerstört.

Der 6. Januar 2021: Sturm auf das Kapitol

Mit dem Sturm auf das Kapitol in Washington setzten 
am 6. Januar 2021 Trump und seine parlamentarischen 

und außerparlamentarischen Anhänger ein weltweit be-
achtetes Signal. Dort sollte an diesem Tag der Kongress 
auf einer gemeinsamen Sitzung von Repräsentantenhaus 
und Senat die formelle und zeremonielle Benennung des 
Wahlsiegers Biden vornehmen. Es kam anders. Während 
im Kongress sich 139 republikanische Abgeordnete und 
acht Senatoren verabredet hatten, die Zertifizierung der 
Wahl Bidens wenn nicht zu verhindern, so doch zumin-
dest zu verzögern, sammelten sich vor dem Weißen Haus 
Zehntausende der Trump-Anhänger – von Evangelika-
len, die in ihm einen von Gott gesandten Präsidenten zur 
Heilung Amerikas sehen, bis hin zu den faschistischen 
Proud-Boys. Trump hielt vor ihnen eine Ansprache und 
forderte sie auf, das Kapitol zu stürmen, was sie auch ta-
ten. »Sie wollten den Kongress von dem dort angehäuften 
Müll reinigen«, wie ein Demonstrant den Reportern stolz 
verkündete.

Was vielen Beobachtern auffiel, war die mangelnde 
Polizeipräsenz und wie leicht es den Trump-Anhängern 
gemacht wurde, die Polizeisperren zu überwinden. Es 
gab Berichte über die stillschweigende oder offene Sym-
pathie der eingesetzten Beamten mit den Parlaments-
stürmern, die gemeinsam Selfies aufnahmen. Das ver-
wundert nicht, ist doch der strukturelle Rassismus in 
der Polizei seit langem Thema und die Sympathie in den 
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chende Konkurrenz bei den Vorwahlen 2020 zum Präsi-
dentschaftskandidat der Republikaner gekürt.

Die Präsidentschaft von Trump markiert einen Bruch 
mit dem seit Jahrzehnten in Washington praktizierten 
Regierungsstil. Seine Vorgänger suchten noch den öffent-
lich zelebrierten Konsens mit den Verbündeten als auch, 
wo es notwendig erschien, den Kompromiss mit dem 
innenpolitischen Gegner, den Demokraten im Kongress 
(Repräsentantenhaus und Senat). Dagegen bestimmte 
die verbale und praktische Konfrontation mit dem poli-
tischen Gegner die Politik von Donald Trump. Die poli-
tische Polarisierung, die ja Ausdruck gesellschaftlicher 
Widersprüche und tiefer sozialer Gegensätze ist, ist nicht 
das Ergebnis trumpscher Politik; er selbst ist Ausdruck 
dieser Polarisierung. Die hat sich durch sein Zutun al-
lerdings in den letzten vier Jahren verfestigt und vertieft. 
Die Gräben in der Wählerschaft zwischen Republikanern 
und Demokraten sind noch tiefer geworden. 
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Sicherheitsbehörden für den chauvinistischen Extremis-
mus dürfte dort wohl noch viel höher sein als unter der 
Wahlbevölkerung, von der fast die Hälfte Trump ihre 
Stimme gab.

Nach dem Sturm auf das Kapitol sprach Trump aber-
mals davon, dass er die Wahlen erdrutschartig gewonnen 
habe und sie ihm von extremistischen Elementen gestoh-
len worden sei. Seine Anhänger*innen seien tolle Leute, 
er liebe sie, aber jetzt sei es Zeit, friedlich nach Hause 
zu gehen. Sie seien schließlich die Partei von Law und 
Order, die sich gegen Diebe und den Raub von Stimmen 
zur Wehr gesetzt hätte. Der Wahlbetrug sei nur erfolg-
reich durch die Hilfe von Schwächlingen, Abtrünnigen 
und Verrätern in den eigenen, republikanischen Reihen. 

Der 6. Januar war zwar nicht gedacht als Putsch oder 
Auftakt zur Machteroberung oder Machtsicherung, aber 
er war ein Tabubruch, da der amtierende Präsident seine 
Anhänger zum offenen Verfassungsbruch aufforderte. Es 
ist damit klar: Das Trump-Lager ist nicht mehr Verfas-
sungspartei.

Der Sturm auf das Kapitol vom 6. Januar war 
eine Manifestation, ein politisches Signal für seine 
Sympathisant*innen. Diese hat er nicht nur in den USA, 
sondern weltweit, auch bei uns in Deutschland, z.B. un-
ter den »Querdenkern« gibt es zahlreiche Trump-Fans.

Vier Jahre Präsidentschaft von Donald Trump

Der Abgang von Trump aus dem Weißen Haus spiegelt 
wider, wie er die Wahl 2016 gewann und die Art und 
Weise, wie er das Amt des Präsidenten ausübte. In der 
Arbeiterpolitik Nr. 1/2, 2017 schrieben wir: 

»Der Wahlerfolg von Trump ist der Sieg eines Bünd-
nisses aus Teilen des Großkapitals, der rechtsradikalen 
Tea-Party-Bewegung sowie weiterer evangelikaler, rassi-
stischer und chauvinistischer Gruppierungen. Es ist ih-
nen gelungen, den sozialen Abstieg für große Teile der 
Mittel- und Unterschicht seit der Krise 2008/09 als Ver-
sagen des ›politischen Systems‹ darzustellen. Für viele 
Menschen ist der ›American Dream‹ ausgeträumt. Dafür 
werden Sündenböcke gesucht. Trump inszenierte seine 
Wahlkämpfe als ›Nationale Revolution‹ gegen das abgeho-
bene Establishment in Washington. Das habe sich mehr 
um die eigenen und die Bedürfnisse von Minderheiten – 
Zuwanderer oder Lesben und Schwule – als um das Land 
mit seinen rechtschaffenen Bürgern gekümmert. Die Slo-
gans ›America first!‹ und ›Make America great again!‹ 
suggerieren seinen Anhängern, er werde ihren Interessen 
wieder Geltung verschaffen.«

Trump, Immobilienmakler, windiger, verschuldeter 
Geschäftsmann, gehörte nie zur Führungsgarde der Re-
publikanischen Partei. In den Vorwahlen 2015/16 gelang 
es ihm als Außenseiter mit seiner rechtsextremen Rheto-
rik gegen das Washingtoner Establishment, wozu er auch 
die republikanische Parteiführung zählt, große Teile der 
republikanischen Wählerschaft hinter sich zu scharen. 
Er kaperte quasi die Republikanische Partei mit Hil-
fe seiner Anhänger*ìnnen und Wähler*innen. Und die 
wenigen kritischen Stimmen in der eigenen Partei ver-
stummten zusehends angesichts der Wahlstimmen, die 
Trump für die Republikaner zu mobilisieren vermochte. 
Deshalb wurde er erneut ohne ernsthafte, erfolgverspre-
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mordung des Schwarzen George Floyd am 25. Mai 2020 
und der erstarkenden »Black Lives Matter«-Bewegung. 
Trump bekundete seine Sympathie für die bewaffneten 
rassistischen und faschistischen Milizen, wie die »Proud 
Boys«, und ermunterte sie zu weiteren Aktionen. Sie 
müssten vor allem in den von den Demokraten regierten 
Städten die rechtschaffenen Bürger schützen – vor Anti-
faschisten und Anarchisten, vor dem Mob, der ihr Eigen-
tum raube und anzünde. Gegen den ausdrücklichen Wil-
len von Stadtverwaltungen entsandte Präsident Trump 
die Nationalgarde, weil die dort regierenden Demokraten 

Zu seinen innenpolitisch motivierten Entscheidungen 
gehörten u.a:

•	der Ausstieg aus zahlreichen Abkommen, wie den 
international vereinbarten Klimazielen;

•	die Abschaffung zahlreicher Umweltauflagen der 
Obama-Administration zugunsten der 
darniederliegenden einheimischen Industrie (Stahl, 
Kohle, Fracking);

•	die Begrenzung der Zuwanderung (Mauer zu Mexiko, 
Inhaftierung von Flüchtlingskindern, zeitweiliges Ein-
reiseverbot von Menschen aus muslimisch geprägten 
Staaten etc.);

•	eine Steuerreform mit minimalen Senkungen für die 
Normalverdiener*innen und großen Einsparungen für 
das Kapital und für die Reichen und Superreichen;

•	die Besetzung des obersten Gerichtshofs durch erz-
konservative Vertreter (z.B. unmiitelbar vor der Wahl 
durch Amy Cones Barrett, Mitglied einer extrem reak-
tionären katholischen Splittergruppe) und die Ernen-
nung hunderter reaktionärer Bundesrichter*innen.

Durch die Zuspitzung der politischen Gegensätze schuf 
Trump sein Image als Präsident, der unermüdlich und 
kompromisslos für die Interessen der amerikanischen 
Normalbürger*innen kämpfe. Das kam bei vielen an. 
Trotz der dürftigen materiellen Ergebnisse seiner Politik 
konnte Trump zehn Millionen Wähler mehr mobilisieren 
als zu seiner Wahl 2016. 

Die außerparlamentarischen Truppen  
des Trump-Lagers 

Besonders scharf trat die politische Konfrontation zu 
Tage bei den Demonstrationen und Unruhen nach der Er-
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Über die tiefe Spaltung zwischen den politischen Lagern 
berichtete die FAZ am 14.11.2020:
»Biden hat Trump zwar vier bis fünf Bundesstaaten 'ab-
genommen'. Doch das ging kaum auf Wechselwähler, son-
dern auf eine rege Beteiligung der urbanen Demokraten-
Klientel zurück. Von den 3141 Landkreisen (Counties) 
wechselte nur eine Handvoll die Farbe von Rot zu Blau. 
Biden reichte der oft überdeutliche Sieg in etwa 550 meist 
dichtbesiedelten Landkreisen, während Trump rund 
2600 Counties zählt. […] In mehr als 1500 Lankreisen ge-

wann Trump mit mehr als 40 Prozentpunkten Vorsprung; 
in etwa 100 Biden-Counties ist es umgekehrt. […] Das 
Misstrauen zwischen Demokraten und Republikanern 
scheint unüberwindlich. Jeweils vier von fünf Biden- und 
Trump-Anhängern sagten in einer Pew-Befragung vor der 
Wahl, dass die Unterstützer des jeweils anderen Kandi-
daten ' fundamental andere Ansichten über den Kern 
der amerikanischen Werte' hätten. Wenn das aber so ist, 
dann wird es zur patriotischen Pflicht, den inneren Feind 
zu vernichten.«

Washington am 6. Januar 2021      Quellen: Photograph Source:  Anthony Crider CC BY 4.0 (links) · DrDanielle CC BY-SA 4.0 (rechts)

Die  Proud Boys bei einer Veranstaltung in Ohio 2020
Bild: Becker1999 CC BY 2.0
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als vor vier Jahren mobilisieren konnten. Dies haben sie 
vor allem der Parteilinken und den sozialen Bewegungen, 
wie »Black-Lives-Matter«, zu verdanken. Die Parteilinke 
hatte, trotz ihrer innerparteilichen Niederlage bei der 
Kandidatenkür, in einer breit angelegten Kampagne in 
den Ghettos und sozialen Brennpunkten der Großstädte 
zur Wahlregistrierung und -beteiligung aufgerufen. Mit 
Erfolg, wie die hohe Wahlbeteiligung zeigt. Aber nur 
zähneknirschend haben viele von ihnen Biden gewählt, 
um eine zweite Amtszeit von Trump zu verhindern. 

Die Linke in den USA wirkte durch die Alternative 
Biden oder Trump gelähmt und war im Wahlkampf als 
eigenständige Kraft kaum sichtbar, nachdem Bernie San-
ders in den Vorwahlen aufgegeben und sich für die Un-
terstützung Bidens ausgesprochen hatte. Es gab nur noch 
auf lokaler Ebene die Möglichkeit progressive Anliegen 
einzubringen, z.B. wurde in einigen Kommunen und 
Landkreisen erfolgreich über Budgetkürzungen für die 
Polizei entschieden. 

Das Biden-Lager hatte sich gegen politische und per-
sonelle Zusagen und Abmachungen die Unterstützung 
der Parteilinken gesichert, wovon das Parteiestablish-
ment nun wieder abrückt. Die Linken stehen mit leeren 
Händen den Wählern gegenüber, die sie mühsam, mit 
Verweis auf diese Zugeständnisse, zu einer Stimmabga-
be für Biden überzeugen konnten. »Die Demokratische 
Partei hat erneut Bernie Sanders verdrängt. [...] Anders 
als vor vier Jahren gab es heute aber ein Einverständnis 
zwischen den Lagern von Biden und Sanders: Joe Biden 
wollte zwar auf gar keinen Fall einen Green New Deal, 
musste dieses Zugeständnis aber machen, wenn er die 
Unterstützung der Linken wollte. Sie unterstützte ihn, 
Alexandria Ocasio-Cortez und ihre Leute machten massiv 
Wahlkampf für Biden, und die Polls zeigen deutlich, dass 
Biden ohne die Progressiven nicht Präsident geworden 
wäre. Aber nun heißt es bereits, schuld am knappen Sieg 

nicht willens und fähig seien, die öffentliche Ordnung 
wiederherzustellen. 

Biden und Harris:  
Kandidat*innen des Parteiestablishments

Während die Republikaner geschlossen hinter ihrem 
Kandidaten Trump in den Wahlkampf zogen, bot die De-
mokratische Partei ein Bild voll innerer Widersprüche 
und Kontroversen. Deren politische Positionen umfassen 
die ganze Breite, wie sie beispielsweise in der deutschen 
GroKo vorhanden sind, von rechtskonservativen bis zu 
linkssozialdemokratischen Ansichten. Als Repräsentant 
der letzteren trat Bernie Sanders auf, der sich selbst als 
Sozialisten bezeichnet.

Wie schon 2016 mit der Kandidatur von Hillary Clin-
ton konnte auch 2020 das Partei-Establishment seinen 
Kandidaten Biden knapp gegen Bernie Sanders und an-
dere Kandidaten der Parteilinken durchsetzen. Die Mei-
nungsumfragen vor der Wahl hatten einen eindeutigen, 
erdrutschartigen Sieg von Biden, dem Kandidaten der 
Demokraten, vorausgesagt. Wer darauf gebaut und eine 
Rückkehr zu den »gewohnten« demokratischen Verhält-
nissen der Vor-Trump-Ära erwartet hatte, wurde eines 
Besseren belehrt. Biden bekam sechs Millionen Stimmen 
(4%) mehr als Trump, dieser erhielt aber zehn Millionen 
Stimmen mehr als 2016. Die Demokraten konnten nicht 
einmal ihre Mehrheit im Kongress ausbauen, sie ist viel-
mehr von 38 auf 10 Sitze geschmolzen. Die Sitzverteilung 
im Senat entspricht der Spaltung innerhalb der ameri-
kanischen Bevölkerung. Bei den Nachwahlen in Georgia 
am 5. Januar 2021 konnten die Demokraten den Republi-
kanern zwei Senatorensitze abnehmen. Das ergibt ein 
Verhältnis von 50 zu 50 und die Stimme von Vizepräsi-
dentin Harris gibt den Ausschlag für eine demokratische 
Senatsmehrheit im Falle eines Patts.

Biden, auf dem Rechtsaußen-Flügel angesiedelt, war 
unter Bill Clinton maßgeblich für eine Strafrechtsreform 
verantwortlich, die lebenslange Haft ohne Pardon nach 
drei Verurteilungen vorschreibt. Das trifft vor allem die 
ärmere, junge, häufig schwarze Bevölkerung, da man z.B. 
nach drei Ladendiebstählen oder drei Drogendelikten le-
benslang hinter Gitter gesperrt wird. Seine Vizepräsiden-
tin Harris wird gefeiert als erste farbige Frau im Amt des 
Vizepräsidenten. In ihrer Laufbahn als Staatsanwältin in 
Kalifornien zeichnete sie sich allerdings als besonders 
scharfe Vertreterin von Law und Order aus: »Stolz nann-
te sie sich in der Vergangenheit einen ‚Topcop‘, der mehr 
als 1.500 Menschen wegen ‚Marihuanavergehen‘ hinter 
Gitter gebracht habe. Als Kaliforniens Oberster Gerichts-
hof entschied, Insassen aus den Gefängnissen zu lassen, 
da diese überfüllt seien und dies eine Grausamkeit dar-
stelle, kämpfte sie juristisch dagegen – mit dem Argument, 
dass dem Bundesstaat in diesem Falle billige Gefängnis-
arbeiter, im Grunde Sklavenarbeiter, fehlen würden.«1 

Die Rolle der Linken

Es gelang Biden den amtierenden Präsidenten zu schla-
gen, weil die Demokraten zwölf Millionen Wähler mehr 

1		  Junge Welt, 13.8.2020

Protest in Minneapolis am 11. Juni 2020: Polizeibudget kürzen! 
Finanziert stattdessen die Gemeinde! Psychologische Dienste! 
Schulen und Erziehung! Sozialwesen und vieles mehr!     
Fibonacci Blue CC BY 2.0



rend seiner Präsidentschaft aufgreifen. Die demokra-
tische Mehrheit in beiden Kongresskammern wird ihm 
das Argument gegenüber der Parteilinken nehmen, er 
wäre aus konstitutionellen Gründen dazu gezwungen. 
Es ist aber unwahrscheinlich, dass es ihm gelingen wird, 
die tiefen Gräben zwischen den Parteien zu überwinden. 
Die Erwartung, dass Biden die USA wieder ins ruhige 
Fahrwasser einer präsidialen Demokratie zurückführen 
könne, wird wohl Wunschdenken bleiben. Das System 
von »checks and balances« (Kontrolle und Gleichge-
wicht) der bürgerlich-demokratischen Institutionen ist 
schon vor Trump, unter ihm aber noch stärker ausgehöhlt 
worden. Die Fraktion der Republikaner im Senat verhielt 
sich in der letzten Amtszeit als treuer Vasall ihres Prä-
sidenten und unterwarf sich auch dessen sprunghaften 
und teils unsinnigen Entscheidungen. Im Kongress 
lehnten sie Kompromisse und Zugeständnisse an die De-
mokraten ab. Schon früher, während der Amtszeiten der 
demokratischen Präsidenten Clinton und Obama hatten 
die Republikaner im Kongress ihre Mitarbeit verweigert 
und auf Obstruktion gesetzt.

Die Freude über die Abwahl des Präsidenten, wie sie 
in zahlreichen spontanen Kundgebungen unmittelbar 
nach der Wahl zum Ausdruck kam, wird wohl bald der 
Ernüchterung weichen. Die Republikaner bleiben auch 
nach Trumps Abgang von der Stimmung unter den re-
publikanischen Wähler*innen abhängig. Trump ist als 
Präsident abgewählt, aber der Trumpismus ist den Ver-
einigten Staaten als starke politische Kraft erhalten ge-
blieben.                                                              

12.01.2021  n

seien die Linken. Medicare for All müsse zurückgefahren 
werden, man müsse jetzt gegenüber den Republikanern 
eine Appeasement-Politik fahren, um sie zu besänftigen. 
[...] Mit dieser Ausrede befreit man sich von den Abma-
chungen mit den Progressiven.«2

»Präsident aller Amerikaner«

In der Wirtschafts- und Sozialpolitik von Präsident Biden 
wird es es keine grundlegende Abkehr von der Förderung 
des Finanz- und Kapitalmarktes auf Kosten der sowieso 
schon minimalen Sozialprogramme geben. Schon heute 
können sich 50 Millionen Amerikaner*innen von ihrem 
Einkommen, ob Lohn oder Unterstützungsleistungen, 
nicht mehr ausreichend ernähren und sind auf die pri-
vaten Wohlfahrtsspenden angewiesen. »Für Schwarze, 
für Latinos, für alle Menschen am Rand wird es noch viel 
schwieriger werden, genug Geld zu verdienen, um über-
haupt überleben zu können. [...] Wer wird beschuldigt für 
den Absturz? Die Linke. Weil sie mit ihrer progressiven 
Politik angeblich klare Mehrheiten verhindert habe. Es 
werden vier harte Jahre mit harten Angriffen durch die 
Medien.«3

Biden hat angekündigt, er wolle Präsident aller Ame-
rikaner sein und auf die Republikaner zugehen. Er wird 
wohl Teile ihrer Vorstellungen und Forderungen wäh-

2		  Interview mit Yannis Varoufakis 
	https://www.republik.ch/2020/11/14/das-alte-system-ist-tot-aber-
das-neue-weigert-sich-geboren-zu-werden

3		  Interview mit Yannis Varoufakis in: https://www.republik.
ch/2020/11/14

Gedenkfeier der Black-Lives-Matter-Bewegung zum ersten Todestag von Michael Brown sowie den darauf folgenden Unruhen in 
Ferguson am Barclays Center in Brooklyn                                                                                        The All-Nite Images CC BY-SA 2.0

Legenden und ihre gesellschaftliche Bedeutung 

Die Legende von den durch die »sozialistischen Demo-
kraten und Fake News« gestohlenen Stimmen, an der 
Trump schon im Wahlkampf strickte und die er bis heute 
permanent wiederholt, weckt Erinnerungen an die deut-
sche Geschichte. Gemeint ist die zum Ende des I. Welt-
krieges erfundene Dolchstoßlegende von der im Feld un-
besiegten deutschen Armee. Auch in den USA wird sie 
jetzt als Parallele dikutiert. 

Das deutsche Heer sei durch den Dolchstoß des 
Feindes im Innern zur Kapitulation gezwungen worden. 
Zum Heros wurde damals General von Hindenburg von 
den Legendenerzählern aufgeblasen. Die Oberste Heeres-
leitung wollte keine Verantwortung für ihre militärische 
Niederlage übernehmen und überließ deshalb die Frie-
densverhandlungen mit den Siegermächten der zivilen 
Regierung des Kanzlers Max von Baden, der auch die 
Sozialdemokraten angehörten. Die Verantwortung für 
den »Schmachfrieden« von Versailles konnte sie so den 

Vaterlandsverrätern, den inneren Feinden, zuschieben. 
Dazu zählten neben den Gewerkschaften, den Arbeiter-
parteien, den liberalen Demokraten auch die Juden. Über 
die 15 Jahre der Weimarer Republik versammelten sich 
hinter dieser Legende die Monarchisten, preußische Mi-
litaristen, völkische Nationalisten bis hin zu den Nati-
onalsozialisten – die Feinde der Weimarer Demokratie 
von rechts, gefördert durch den damals größten Presse-
konzern des Alfred Hugenberg. Sie alle verhalfen 1933 
Hitler in den Sattel. Der Held der Legende, der greise Hin-
denburg, ernannte ihn zum Reichskanzler.

Auch wenn historische Parallelen hinken und Geschich-
te sich nicht wiederholt, so kann der Rückblick auf ge-
schichtliche Vorgänge doch den Blick schärfen für ak-
tuelle Ereignisse. Wir können natürlich nicht wissen, 
welche Wirkungen die Trump-Legende vom Wahlraub 
entfalten wird. Wir können aber die Absichten des Do-
nald Trump erkennen und wissen, dass ein Großteil sei-
ner Wählerschaft an diese Legende glauben möchte.
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Zollpolitik der Regierung mit veralteten Anlagen wei-
terhin hohe Profite erzielen, während die technologisch 
fortgeschrittenen Konkurrenten aus anderen Ländern 
fern gehalten wurden.6 

In den USA stammten zwischen 1963 und 1980 49 
Prozent aller Unternehmensgewinne aus der Industrie, 
der Finanzbereich erzielte 15 Prozent. Im Jahr 2000 lag 
der Finanzsektor bei 27 Prozent, 2011 bei 33 Prozent – 
das verarbeitende Gewerbe bei nur noch 17 Prozent. 

Das hatte auch gravierende Umschichtungen auf dem 
Arbeitsmarkt zur Folge: Die Beschäftigten aus der »alten« 
Industrie hatten nun Qualifikationen, die bei den neuen 
Unternehmen im Finanz-, IT- oder Pharmasektor nicht 
gebraucht wurden. Manche konnten umschulen, viele 
wurden auf Dauer arbeitslos. »Seit 2015 sinkt die Lebens-
erwartung der amerikanischen Bevölkerung. Am meisten 
davon sind weiße, falsch qualifizierte Männer betroffen.« 

Die sogenannte Reform der Krankenversicherung un-
ter Präsident Barack Obama (Affordable Care Act) schuf 
keine staatliche Krankenversicherung, sondern schuf nur 
einen verschärften Kontraktionszwang für die privaten 
Versicherer, die mit hohen Selbstbehalten der Versicher-
ten das Krankheitsrisiko oft nur scheinbar abfedern. Das 
heißt, dass eine teure Erkrankung immer noch bei Vielen 
schnell in Wohnungslosigkeit und Armut münden kann. 
Trump schaffte nach seiner Amtsübernahme den Versi-
cherungszwang dann wieder ab.

6	 Estes Kefauver, In wenigen Händen, Monopolmacht in Amerika, 
Europäische Verlagsanstalt 1967

Mit dem Beginn der Präsidentschaft des US-Schauspie-
lers Ronald Reagan 1981 wurde der Begriff der »Reagono-
mics« verbunden – einer politischen und ökonomischen 
Ideologie, die darauf setzt, die Unternehmer steuerlich 
zu entlasten, damit diese das Geld investieren und damit 
»Arbeitsplätze schaffen«. 

Die von Reagan versprochene Steuersenkung um 20 
bis 30 Prozent brachte Geringverdienern wenig. Der Spit-
zensteuersatz wurde von 70 auf 50 Prozent und 1985 wei-
ter auf 39 Prozent reduziert. Das Resultat in den USA: 
»Das durchschnittliche jährliche Bruttoeinkommen der 
unteren Hälfte der Bevölkerung stagniert inflationsberei-
nigt seit 40 Jahren bei 16.500 Dollar, während sich jenes 
des obersten Prozents bis 2016 von 430.000 auf 1,3 Milli-
onen Dollar verdreifacht hat. Dieser Prozess wird durch 
den ungleichen Zugang zu Hochschulbildung verfestigt.«4

Die US-Industrie war einer der großen Profiteure der 
zwei Weltkriege auf überwiegend europäischem Boden 
gewesen. Die militärischen Erfordernisse begünstigten 
die Herausbildung monopolistischer Strukturen in der 
Industrie (wie auch bei den anderen kriegführenden 
Staaten)5. In der Nachkriegszeit wurde das zum Problem 

– die Stahlindustrie z. B. konnte unter dem Schutz der 

4	 Alle Zitate und Zahlenangaben aus: John Komlos und Hermann 
Schubert, Das Problem heißt nicht Donald Trump, Warum der 
Siegeszug des heutigen Präsidenten im Jahr 1981 begann, F.A.Z. 25. 
5. 2020

5	 Jürgen Kuczynski, Die Bewegung der deutschen Wirtschaft von 
1800 bis 1946, Dreizehnte Vorlesung: Die faschistische Wirtschaft 
in den Jahren 1933 bis 1937, Berlin und Leipzig 1947

Von Ronald Reagan zu Donald Trump

Die folgende gekürzte Darstellung zu den Hintergrün-
den der Abwahl Trumps haben wir der »Arbeiterstim-
me« Winter 2020 entnommen. Den vollständigen Artikel 
»Die USA nach der Abwahl Trumps«, ist zu finden auf: 
arbeiterstimme.org

Trump und/oder seiner Berater haben erkannt, dass 
in der amerikanischen Gesellschaft große Gruppen exi-
stieren, die sich von der Politik vernachlässigt fühlen, 
und sie haben erkannt, welches Potential für Wahlkämp-
fe diese Gruppen bieten. Ein Charakteristikum dieser 
Gruppen ist ihre (bisherige) Politikferne. Sie fühlten 
sich weder durch die Parteien noch durch eine der ein-
flussreichen Lobby-Organisationen vertreten. Politiker 
erscheinen diesen Gruppen als abgehoben, egoistisch, 
arrogant, korrupt etc. Konsequenterweise war ihre Betei-
ligung bei Wahlen gering. Schwerpunktmäßig gehören 
diese Gruppen zu den Schichten mit eher geringerem 

Einkommen und Besitz. Sie sehen sich wirtschaftlichem 
Druck ausgesetzt und viele mussten in den letzten Jahren 
eine mehr oder weniger gravierende Verschlechterung 
ihrer Lage hinnehmen. Dadurch entsteht ein Gefühl des 
Ausgeschlossenseins und der Zurücksetzung im Ver-
gleich zu den wohlhabenderen und eher aufsteigenden 
Schichten. Aber es geht nicht nur um ökonomische Le-
bensumstände, sondern auch um kulturelle. Es geht auch 
um die, wie auch immer medial vermittelte, Wahrneh-
mung der Realität und der Gesellschaft. Dabei scheint 
die formale Bildung (ohne Abschluss, Highschool, Col-
lege, Universität) immer wichtiger bei der Herausbildung 
von sozialen Gruppen und Milieus zu werden. Die so-
genannten Bildungsfernen entfremden sich immer mehr 
von den Gebildeten. Sie grenzen sich ab von »denen da 
oben«, von den »Eliten«, finden oft keinen Zugang mehr 
zu den dort diskutierten politischen Themen (Feminis-

n	 Nachdruck

Die neuen Wählerschichten, ein Blick auf die  
Gesellschafts- und Klassenverhältnisse der USA

Zur Geschichte der »konservativen Revolution«: „USA: Eine neue ‚republikanische Revolution‘«,  
Arbeiterpolitik Nr. 3/1995. Zu finden auf: arbeiterpolitik.de
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pirischen Befund sehr genau herausgearbeitet1. Danach 
ist bei der Hälfte der Bevölkerung, bei den, gerechnet 
nach Einkommen, unteren 50% seit 1980 wirtschaftli-
che Stagnation festzustellen. Das Pro-Kopf-Einkommen 
dieser 50% ist, gerechnet in stabilen Dollar, seit 1980 
praktisch gleich geblieben. Da es sich dabei um Durch-
schnittswerte handelt, gibt es innerhalb dieser 50% 
neben Gruppen mit leichten Zuwächsen auch welche 
mit realen Verlusten. Das in dieser Zeit stattfindende 
Wirtschaftswachstum ist nur den oberen 50% und ganz 
besonders den Reichen zugute gekommen. Das wird deu-
tlich, wenn man die Anteile am Nationaleinkommen und 
deren Veränderung anschaut. Bei den unteren 50% ist 
der Anteil am Nationaleinkommen von 20% (1980) auf ca. 
12% gefallen. Dagegen ist der Anteil am Nationaleinkom-
men der obersten 1% in der gleichen Zeit stark gestiegen, 
von 11% auf 20%. Das Verhältnis der unteren Einkom-
men zu den Spitzeneinkommen lag 1980 bei 1:26 und ist 
auf 1:81 gestiegen. Mit anderen Worten: die untere Hälfte 
(eben die 50%) der Einkommenspyramide konnte in 40 
Jahren keine Verbesserung erzielen und muss sich jetzt 
mit 12% des Nationaleinkommens begnügen, während 
die Spitze (1%) einen steilen Anstieg erlebte und sich 
jetzt 20% des Nationaleinkommens aneignet. Die Zahlen 
beziehen sich nur auf das jährliche Einkommen, Ver-
mögen und Besitz (Immobilien, Aktien usw.) ist nicht 
berücksichtigt, hier ist die Ungleichheit noch deutlicher.

Die Klassenlage in den USA ist seit Jahrzehnten durch 
die immer größer werdenden Unterschiede zwischen 
Arm und Reich geprägt. Oder, genauer gesagt, durch die 
Tatsache, dass materieller Zuwachs sich immer mehr auf 
die bereits wohlhabenden und insbesondere reichen und 
sehr reichen Schichten begrenzt, während für den großen 
Teil der Bevölkerung Stagnation oder gar materielle Ver-
luste bleiben. Für letztere geht die Entwicklung sehr deu-
tlich in Richtung Prekarisierung. In der US-Gesellschaft 
folgen einer schwereren Erkrankung oft Arzt- und Kran-
kenhausrechnungen, die die Betroffenen zwingen, das 
Haus zu verkaufen oder privaten Konkurs anzumelden. 
Jede weiterführende Ausbildung (besonders in renom-
mierten Einrichtungen) ist mit hohen Kosten verbunden 
und führt meistens zu einer starken Verschuldung der 
Ausgebildeten, außer man hat eine reiche Familie im 
Hintergrund. Viele kommen überhaupt nur mit zwei Jobs 
über die Runden und in teueren Gegenden, wie um San 
Francisco, können sich solche Jobber keine Wohnung 
mehr leisten, sie müssen im Auto schlafen.

1	 Thomas Picketty, „Kapital und Ideologie“, München 2020, S. 660 ff

mus, Umwelt, LGBTQ) und sie haben das Gefühl, dass 
die eigenen Themen »dort oben« ignoriert werden.

Trump ist es gelungen, sich selbst als Außenseiter 
und Anti-Eliten-Politiker zu inszenieren, der die wahren 
Interessen des Volkes gegen (nie genauer definierte) 
»Eliten«, gegen Feinde aller Art, gegen fremde Mächte, 
gegen den tiefen Staat usw. vertritt. Und genau bei dieser 
Inszenierung nützen ihm sein Stil, sein rüdes Auftreten, 
seine sexistischen, rassistischen und fremdenfeindli-
chen Sprüche. Auch die Empörung, die er dadurch in 
manchen Medien und bei den »Eliten« auslösen kann, 
nützt ihm in diesem Zusammenhang. Das ist seine Ab-
grenzung gegen die »Eliten« und seine Anbiederung an 
die raue Sprache der Adressaten. Deshalb wird er von 
vielen wahrgenommen als jemand, eventuell als der 
einzige wichtige Politiker, der ihre Probleme offen aus-
spricht und sich für ihre Interessen einsetzt.

Zu den oben kurz skizzierten Gruppen können auch 
Arbeiter_innen (blue collar worker) gehören. Auch sol-
che, die früher gewerkschaftlich organisiert waren und 
in der Vergangenheit meistens demokratisch gewählt 
haben. Eventuell haben frustrierte Angehörige der Arbe-
iterklasse 2016 Trump durch ihr Umschwenken zu den 
Republikanern sogar zum Sieg verholfen. Das könnte 
in einigen Swing-States (Pennsylvania, Michigan und 
Minnesota) geschehen sein, wo Trump 2016 sehr knapp 
gewonnen hat. Die Leute waren frustriert, weil sie den 
massiven Verlust von Arbeitsplätzen in traditionel-
len Industrien (Kohle, Stahl, Metallverarbeitung, zum 
Teil auch Textil) erleben mussten. Die verlorenen Jobs 
waren meistens einigermaßen gut bezahlt, Alternativen 
gab und gibt es dagegen, wenn überhaupt, nur bei wes-
entlich schlechter bezahlten Tätigkeiten in der Dien-
stleistungsbranche. Als Grund für die Jobverluste wird 
allgemein die billige Konkurrenz aus dem Ausland an-
gesehen, vor allem aus China. Die Frustration war auch 
deshalb groß, weil sich niemand um ihr Schicksal und 
ihre Probleme gekümmert hat. Der Sozialstaat ist in den 
USA bekanntlich nur schwach entwickelt und die neo-
liberale Politik, auch die der Demokraten, behandelte die 
Jobverluste als zwar bedauerlich, aber unvermeidlich, da 
durch Konkurrenz und Strukturwandel bedingt. Nen-
nenswerte Programme zur Unterstützung der Menschen 
oder zur Entwicklung der betroffenen Regionen gab es 
nicht. Und die Demokraten ließen auch kein Engagement 
in diese Richtung erkennen, auch nicht im Wahlkampf 
2016. Deshalb war es nicht verwunderlich, dass etliche 
für die Propaganda Trumps ansprechbar waren. Trump, 
der sich als Vertreter der kleinen Leute gerierte, der die 
»Eliten« in Washington angriff, der versprach, ameri-
kanische Arbeiter zu schützen und die Kohle wieder 
stark zu machen. Eines darf aber nicht vergessen werden, 
auch 2016 hat die Mehrheit der Arbeiter_innen nicht für 
Trump gestimmt. Trump und den Republikanern ist nur 
ein Einbruch in Teilbereiche gelungen. Allerdings zeigt 
dieser Einbruch, wie schnell die Unterstützung für die 
Demokraten wegbrechen kann, wenn sie die Interessen 
der Arbeiter_innen aus den Augen verlieren.

Die Basis für die Bildung unzufriedener Grup-
pen und Schichten wird offensichtlich, wenn man die 
wirtschaftliche Entwicklung in den USA analysiert. 
Thomas Picketty und andere Autoren haben den em-

Stahlwerk-Ruine in Pennsylvania
Bild: www.piqs.de / Fotograf: Bob Jagendorf / (CC BY 2.0 DE)
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linken Flügel der Demokraten um Bernie Sanders etwas 
im Entstehen ist, das diese Rolle wahrnehmen könnte, 
kann im Rahmen dieses Artikels nicht weiter untersucht 
werden.)

Die Übergriffe der Polizei, vor allem der Mord an 
George Floyd und die darauf folgende Welle von Dem-
onstrationen im Sinne von Black Lives Matter, haben an 
die immer noch vorhandenen rassistischen Strukturen 
in der Gesellschaft erinnert, an Rassismus gegen die 
schwarze Bevölkerung, in neuerer Zeit auch gegen Mi-
grant_innen aus Mittelamerika und aus muslimischen 
Ländern. Man darf sich den Einfluss des Rassismus da-
bei nicht immer als sehr offensichtlich vorstellen. Ras-
sistische Strukturen und Einflüsse sind in vielen Mi-
lieus, Mentalitäten und kulturellen Zusammenhängen 
wirksam. Rassistische Reflexe sind Bestandteil der sozi-
alen Realität. Sie sind Bestandteil der Identitäten und der 
ideologischen Erklärung von Gesellschaft und Staat. Die 
Menschen sind vielfach darin eingebunden, ohne sich 
dessen bewusst zu sein und ohne es offen nach außen 
zum Ausdruck zu bringen.

Ähnliches gilt auch für andere typisch amerikanische 
»Ideologien«, wie etwa den Kult um den Waffenbesitz. 
Viele Menschen sind von dieser Mentalität beeinflusst, 
auch wenn sie selbst keine direkten Waffennarren sind. 
Das gleiche gilt von den (halb-)religiösen Vorstellungen 
(Puritanismus, calvinistische Arbeitsethik) eines strik-
ten und rigorosen Individualismus, nach denen jeder 
für sich selbst sorgen muss und kann und jegliche um-
verteilende Einrichtung, auch die einer Krankenversi-
cherung, bereits als Eingriff in die persönliche Freiheit 
verstanden wird. Waffenbesitz, Puritanismus, calvinis-
tische Arbeitsethik, Rassismus, libertärer Individualis-
mus, das alles ergibt eine komplexe Mischung aus Ein-
flüssen, der viele Menschen unterliegen, besonders auf 
dem Lande, wo solches als eindeutig dominierende Kul-
tur etabliert ist und wenige Alternativen zur Verfügung 
stehen. Man muss sich den typischen Trump-Wähler 
nicht unbedingt als Rassisten oder als besonders gläu-
bigen Christen oder als Waffennarr vorstellen. Aber er 
wird von allen diesen Strömungen beeinflusst sein. Und 
selbstverständlich gibt es auch die offenen Rassisten, die 
besonders Gläubigen und die Waffennarren zur Genüge. 
Trump hat solchen Gruppen bis hin zu den äußersten Re-
chten, von den Alt-Right, Proud Boys, QAnon usw. durch 
kaum verschlüsselte Äußerungen x-mal signalisiert: »Ich 
stehe auf eurer Seite und vertrete eure Interessen, auch 
wenn ich das nicht immer offen sagen kann und man-
chmal auch Rassismus abstreiten muss.«                        n

Auch wenn es in den USA in den vergangenen 
Jahren (bis zur Pandemie) ein mäßiges, aber stetiges 
Wirtschaftswachstum gegeben hat, auf längere Sicht 
bedeutete das für die Mehrheit der Bevölkerung nur ein 
allmähliches Überwinden des Einbruchs von 2008. An-
scheinend ist die US-Ökonomie nicht mehr in der Lage, 
das notwendige Wachstum zu generieren, um damit die 
steigenden Renditeansprüche der Kapitalbesitzer zu er-
füllen und gleichzeitig den Lebensstandard für die gesa-
mte Bevölkerung zu sichern oder gar Verbesserungen 
zu ermöglichen. In Zeiten des Neoliberalismus trennen 
die Verhältnisse immer deutlicher in (wenige) Gewinner 
und (viele) Verlierer. Die neuen Technologien und die 
damit in Zusammenhang entstehenden neuen Branchen 
lösen das Problem nicht, sie tragen vielmehr zur Pola-
risierung bei. Sie tragen bei zum Gegensatz zwischen 
reichen Regionen und Krisenregionen, die unter der 
Deindustrialisierung leiden, zwischen hochbezahlten 
Spezialisten und Menschen mit miesen Jobs, wie sie bei 
Firmen wie Uber und anderen Lieferdiensten notwen-
digerweise entstehen. Trotz des großen Reichtums, der 
nach wie vor in der amerikanischen Gesellschaft ange-
häuft ist, verdüstert sich für breite Kreise die Perspektive. 
Die Unzufriedenheit nimmt zu, das Bedürfnis nach 
Veränderung steigt. Das von den Republikanerm und den 
Demokraten vertretene und für alternativlos gehaltene 
Regime des Neoliberalismus sorgt für das ständige An-
wachsen dieser frustrierten Schichten.

Politisch ist eine solche Situation zuerst einmal nach 
allen Seiten offen, auch nach links. Realistischerweise 
muss man aber davon ausgehen, dass, bedingt durch den 
gegenwärtigen Zustand der amerikanischen Gesellschaft, 
ein erheblicher Teil der Betroffenen eher in konservative 
bzw. rechte Zusammenhänge, Ideologien und Milieus 
eingebunden ist. Konkrete Erfahrungen mit solidar-
ischer Gegenwehr, z.B. in gewerkschaftlichen Kämpfen, 
dürfte nur ein kleiner Teil haben. Diese Ausgangslage 
erleichtert es natürlich rechten Demagogen wie Trump, 
Gehör und Unterstützung zu finden.

Die politische Vertretung der Arbeiterklasse ist bei 
der Partei der Demokraten angesiedelt. Unter Arbeiter-
klasse werden meistens die klassischen Industriear-
beiter_innen verstanden. Nun sind die Demokraten 
keine wirklich linke und schon gar keine Klassenpar-
tei. Sie waren immer die Partei von mehreren Klassen 
und Schichten und auch eine Partei des Kapitals. Zur 
Zeit setzen das High-Tech-Kapital und die international 
prosperierenden Kapitale tendenziell eher auf die De-
mokraten, ebenso wie große Teile der städtischen, sich 
als progressiv empfindenden, gut ausgebildeten Schich-
ten, die für dieses Kapital die gut bezahlte Arbeit leisten. 
Diese Gruppen und Schichten sind momentan für das 
Erscheinungsbild bestimmend. Dagegen sind die immer 
größer werdenden prekären Schichten kaum eingebun-
den. Es gibt bei den Demokraten zwar verbreitet Kritik 
an einzelnen Ausprägungen des neoliberalen Regimes  
oder an den Übertreibungen, wie oft argumentiert wird, 
aber kein konsequentes Gegenkonzept. Letztlich wird 
der Neoliberalismus als alternativlose Realität akzep-
tiert. Die Demokraten als Ganzes sind keine Bewegung, 
die wirklich gegen die Ursachen der ökonomischen und 
sozialen Ungleichheit ankämpfen würde. (Ob mit dem 

Tea Party-Kundgebung April 2009
Bild: CC BY 2.0, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=6573076
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Union (EU-27) mit ihren über 450 Millionen Einwohnern 
und die als feindselig empfundene Konkurrenz durch 
die VR China mit ihren über 1,4 Milliarden Einwohnern 
(Stand jeweils 2017). Der Gegensatz zu Russland, der zur 
Zeit der Sowjetunion noch im Vordergrund stand, spielt 
heute nur noch unter militärischen Gesichtspunkten 
(nukleare Machtposition) eine Rolle – wirtschaftlich gab 
es nie eine nennenswerte Beziehung zwischen beiden 
Staaten. 

Die EU-Staaten haben keine den USA oder Japan 
entsprechenden Machtambitionen im Pazifik, sie sind  
– nach zwei großen Kriegen in nur einem Jahrhundert – 
im Großen und Ganzen auf den eurasischen Großkonti-
nent kaufmännisch-friedlich bezogen. Ganz anders die 
herrschenden Klassen der USA, die die Pazifikregion 
als ihren Einflussbereich ansehen, den sie – gemeinsam 
mit schwächeren Verbündeten wie Japan, Australien 
und Indien – gegen die wachsende Macht Chinas ver-
teidigen wollen. Dabei ist ihnen die »neutrale« Haltung 
der EU-Staaten, deren Unternehmer am Aufstieg Chinas 
gut verdienen, ein Ärgernis. Das wird so bleiben, weil 
die Interessen auf beiden Seiten rational begründet sind. 
Würde sich an dieser Konstellation etwas ändern, wenn 
die Spannungen zwischen den USA und China etwa 
zunehmen, wenn Kriegsgefahr droht? Solche Situationen 
könnten leicht provoziert werden – durch waghalsige 
Flottenmanöver der USA im Südchinesischen Meer, 
durch z. B. stärkeres militärisches Engagement der USA 
mit Taiwan. Wie würden dann die europäischen, japa-
nischen, australischen Verbündeten reagieren? Würde 
Russland die VR China dann im Regen stehen lassen? 
Solche Zuspitzungen sind zur Zeit wenig wahrschein-
lich, aber die Konkurrenz um die Einflusssphären 
besteht und nach Lage der Dinge ist die Dominanz der 
chinesischen Wirtschaft und des Militärs nur eine Frage 
des Wann und nicht des Ob.

Die Fähigkeit der nordamerikanischen herrschenden 
Klassen, China mit Sanktionen zu treffen, ist angesichts 
der Deindustrialisierung der USA sehr viel geringer ge-
worden. Die Lieferketten, auf die die US-Wirtschaft an-
gewiesen ist, lassen sich innerhalb der USA zu konkur-
renzfähigen Konditionen nicht wiederherstellen und die 
EU-27 wäre auch kein alternativer Handelspartner.

Für große Teile der deutschen Bourgeoisie lautet das 
Fazit daher mit den Worten des bereits eingangs zitierten 
Verbandspräsidenten Anton Börner: »Wir müssen eine 
Schaukelpolitik machen, um keinen zu verärgern.«

12.01.2021  n

»Was soll Deutschland denn machen? … Die deutschen 
Unternehmen können auf den amerikanischen Markt 
nicht verzichten, aber die Vereinigten Staaten sind schnell 
mit Sanktionen, wenn ihnen etwas nicht gefällt… auf der 
anderen Seite können wir ohne China auch nicht leben, 
wir brauchen den chinesischen Markt.«
[Anton Börner, Präsident des Bundesverbandes Großhan-
del, Außenhandel und Dienstleistungen (BGA) im Inter-
view mit der F.A.Z., 3. 8. 2020]

Angehörige der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) 
und Personen aus deren Umfeld sehen sieben Trends, 
welche die Innen- und Außenpolitik der USA in den 
kommenden fünf bis zehn Jahren maßgeblich prägen 
könnten. 1 Wachsende soziale Ungleichheit in der US-Ge-
sellschaft und daraus folgende zunehmende politische 
und gesellschaftliche Spaltung schlagen sich auch in der 
Positionierung der großen politischen Parteien nieder. 
»Die am weitesten ‚links‘ stehenden Republikaner stehen 
noch immer weiter ‚rechts‘ als die konservativsten Demo-
kraten – es gibt also mittlerweile keine Überschneidungen 
mehr.« Dies spiegele sich auch in der politischen Polari-
sierung zwischen den großen Medienunternehmen und 
-Plattformen. So könne »ein ausländischer Zuschauer, der 
morgens CNN und nachmittags Fox News schaut, leicht 
den Eindruck gewinnen, die Nachrichten stammten aus 
unterschiedlichen Welten.«

Im internationalen Rahmen sind in den vergangenen 
vier Jahrzehnten ökonomische und politische Konstella-
tionen entstanden, die eine bedeutende Schwächung der 
US-Regierungen zur Folge haben: 

Zwischen 1980 und 2017 ist das Bruttoinlandsprodukt 
der VR China um etwa das Dreißigfache auf ca. 10,2 Bil-
lionen US-Dollar gestiegen, während im selben Zeitraum 
das BIP der EU-28 sich etwa verdoppelte (18,8 Billionen) 
und das der USA sich etwa verdreifachte (17,4 Billionen).2 

Unter dem Primat der privaten Profitmaximierung ha-
ben die USA einen wirtschaftlichen Strukturwandel vol-
lzogen, wie vor ihnen bereits nach dem II. Weltkrieg Groß-
britannien von einer industriell dominierten Wirtschaft 
hin zu einer Dienstleistungswirtschaft. Das hatte und 
hat unmittelbar Folgen für den Arbeitsmarkt, also für die 
Lohnabhängigen. Ohne einen akademischen Abschluss 
gibt es kaum noch Chancen auf einen gut bezahlten Job. 
Und wenn man keine zahlungskräftigen Eltern hat oder 
kein Stipendium erhaschen kann, dann bleibt einem nur, 
seine Ausbildung mit einem Bankkredit zu finanzieren, 
den man dann über viele Jahre abstottern muss – falls 
man einen gut bezahlten Job findet. 

Die herrschenden Klassen der USA stehen somit von 
zwei Seiten unter Druck: Durch die kaum auflösbare 
innere gesellschaftliche Spaltung und durch die gewa-
chsene äußere Konkurrenz. Da ist die »freundliche« 
Konkurrenz durch die Wirtschaft der Europäischen 

1	 SWP-Aktuell Nr. 82 Oktober 2020 »Jenseits der Wahlen – Sieben 
Trends, die die Innen- und Außenpolitik der USA prägen werden«

2	 www.bpb.de/nachlagen/zahlen-und-fakten

Die Europäische Union zwischen den Stühlen
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gleich zum ursprünglichen, als »Provokation« bezeich-
neten AG-Angebot von 3,5 % über 36 Monate = 1,2 % pro 
Jahr konnte keine bemerkenswerte Steigerung erreicht 
werden.

Die Gewerkschaft wertet das Ergebnis als respek-
tablen Abschluss. Viele Kolleg*innen werden dem wahr-
scheinlich zustimmen. Andererseits kann man durchaus 
den Eindruck bekommen, dass der Abschluss durch die 
Gewerkschaft etwas vorschnell getätigt worden ist. See-
hofer steht wegen der Pandemie stark unter Druck, und 
ein Streik von längerer Dauer hätte (gerade im Kranken-
hausbereich, selbst mit geringerer Beteiligung) durchaus 
Durchsetzungschancen gehabt. Bei der Streikleitung 
und der Gewerkschaftsführung war die Angst wohl zu 
groß, nicht genügend Streikbeteiligung mobilisieren zu 
können.

Die Gewerkschaften waren in keiner Weise an einer 
massiven Auseinandersetzung interessiert. Sie wollten 
ursprünglich die Tarifrunde auf das nächste Jahr ver-
schieben, weil sie befürchteten, unter den Bedingungen 
der Pandemie nicht handlungsfähig zu sein. Zudem 
konnte man sich mit einem moderaten Abschluss wieder 
einmal als eine besonders in Krisenzeiten staatsverant-
wortliche Institution beweisen.

Die Diskussion des Verhandlungsergebnisses hat in-
nerhalb von ver.di über online-Kanäle stattgefunden. An-
geblich kam kein größerer Widerspruch. Somit ist das Er-
gebnis von der BTK mit 86 Ja-Stimmen, einer Enthaltung 
und einer Gegenstimme angenommen worden.

03.11.2020  n

Der Tarifvertrag für die ca. 2,3 Millionen betroffenen Be-
schäftigten lief zum 31.8.2020 aus. ver.di und dbb legten 
eine Forderung von 4,8 % (mindestens 150 Euro) mit ei-
ner Laufzeit von zwölf Monaten auf den Tisch. Erst nach 
der zweiten Verhandlungsrunde legte die Vereinigung 
der Kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) ein »Ange-
bot« nach von 3,5 % (im ersten Jahr mindestens 30 Euro) 
auf 36 Monate verteilt. Dies konnte bei den Beschäftigten 
nur als Provokation gewertet werden.

Seit dem 1.9.2020 fanden verschiedene Aktionen statt: 
Info-Stände, Vertrauensleute-Zusammenkünfte, Ausbau 
»neuer« Kommunikationsverfahren, sowie Warnstreiks 
ab dem 29.9. zunächst lokal für einzelne Betriebs- und 
Verwaltungsteile, dann für komplette Stadtverwaltungen 
und Krankenhäuser, letztlich auf Bezirks- und Landese-
bene in allen Bezirken. Die Beteiligung an den Streikak-
tionen war je nach Verwaltungen unterschiedlich – teil-
weise recht enttäuschend, an Krankenhäusern jedoch 
aktiver als zuvor.

Die dritte Verhandlungsrunde (drei Verhandlungs-
tage) am 25.10.2020 brachte dann eine Einigung zustan-
de. Damit wurde ein unbefristeter Durchsetzungsstreik 
abgewendet, der zwangsläufig bei Nichteinigung in der 
Abfolge immer näher gerückt ist.

Es wurden im Wesentlichen vereinbart: zum 1.4.2021 
eine Steigerung von 1,4 % (mindestens 50 Euro), zum 
1.4.2022 weitere 1,8 %, eine gestaffelte Corona-Prämie 
von 600,- Euro für die niedrigsten Eingruppierungen, 
bzw. 400,- oder 300,- Euro in 2020. Einzig im Bereich 
Pflege werden weitere Zulagen gezahlt, die zu einer 
deutlich höheren Entgeltsteigerung führen. Sie betref-
fen aber nur die wenigen Mitarbeiter der Krankenhäuser 
und Pflegeeinrichtungen in kommunaler Trägerschaft. 
Die Kolleg*innen bei den Sparkassen erhalten die Erhö-
hungen mit dreimonatiger Verzögerung. Die Laufzeit be-
trägt 28 Monate, also bis zum 31.12.2022.

Rechnet man das Ergebnis auf ein Jahr um, macht 
dies (trotz der vielen Differenzierungen) ca. 1,4 % aus. 
Damit wird in etwa die Inflationsrate getroffen. Im Ver-

n	 Tarifv erhandlung im Öffentlichen Dienst

Kurze Darstellung von Verlauf und Ergebnis
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ter diesen erschwerten Bedingungen während einer Pan-
demie und mit dem allgemeinen Gewerkschaftsproblem 
sinkender Mitgliederzahlen schaffen, eine ausreichend 
starke betriebliche Organisierung herzuzaubern? Unter 
vielen Beschäftigten war das Image der Gewerkschaft 
durch die sozialpartnerschaftliche Gewerkschaftsstrate-
gie der letzten Jahrzehnte in Verruf geraten. Losgelöst von 
der betrieblichen Basis und ihren Forderungen schafften 
es die hauptamtlichen Funktionäre ohne "große Streiks", 
nicht selten durch ihren charismatischen Chefverhand-
ler und Verdi-Vorsitzenden Frank Bsirske, Deals mit den 
"Sozialpartnern" im Hinterzimmer auszuhandeln. Die 
Kernarbeit gewerkschaftlicher Organisierung und die 
Selbstermächtigung der Beschäftigten wurden dabei 
stiefmütterlich vernachlässigt. Intransparent zustande 
gekommene Abschlüsse mit den üblichen zwei bis drei 
Prozent Lohnsteigerung wurden nach drei Verhand-
lungsrunden der Basis als Erfolg verkauft. Tatsächliche 
Forderungen der Basis nach Arbeitszeitverkürzungen 
und Entlastung blieben unbeachtet. 

Die nun geringe Gesprächsbereitschaft des VKA zu 
Krisenzeiten drängte die Verdispitze, tief in die Trick-
kiste zu greifen. Sogenannte OrganizerInnen, die Verdi 
extern für die gewerkschaftliche Arbeit in den Betrieben 
angestellt hatte, sollten in unzähligen Einzel- und Grup-
pengesprächen in den Betrieben die nötige Einheit der 
Beschäftigten unterstützen und vor allem die sinkenden 
Mitgliederzahlen ins Positive korrigieren. 

Beschäftigte eines großen Hamburger Maximalver-
sorgers berichteten, dass sich in ihrem Haus bereits 
seit Jahren in regelmäßigen Treffen ein harter Kern ge-
werkschaftlich sehr aktiver KollegInnen herausgebildet 
habe. Hintergrund sei die zunehmende Belastung und 
Arbeitsverdichtung durch die neoliberale Reform zur 
Umstellung der Finanzierung des Gesundheitswesens 
auf Fallpauschalen, dem sog. DRG (Diagnosis-Related-
Group)-System vor fast zwei Jahrzehnten. Eine aktive 
Stimme: »Damals hat das Krankenhaus pro Patienten 
noch eine Tagespauschale für jeden Tag auf Station er-
halten. Heute wird für jedes Krankheitsbild eine Fallpau-
schale berechnet. Streiken hatte im Krankenhaus lange 
Zeit nur Symbolcharakter. Ökonomischen Druck konn-

Vorgeschichte: Jeder erinnert sich an die "Corona-Helden" 
im Frühjahr. "Wir bleiben für euch da! Bleibt ihr bitte 
für uns daheim!", schallte es durch sämtliche Medien, 
und die Bürger antworteten mit einem Klatschkonzert 
von den Balkonen. Selbst die Politik kündigte an, ihre 
Lorbeeren in Form von "Corona-Bonus" an die Helden 
besonders in den Krankenhäusern zu verteilen. Im Som-
mer, als die Einschränkungen und Ängste der Vormonate 
wieder fast vergessen waren, sank auch die Bereitschaft 
der Politik die versprochenen Lorbeeren auszuzahlen. 
Erst als im September und Oktober Warnstreiks im öf-
fentlichen Dienst ausgerufen wurden – einem wie Felix 
Klopotek in der »konkret« treffend formuliert »hochritu-
alisierten, streng regelkonformen Verfahren, in dem Klas-
senkampf nur in homöopathischen Dosen vorkommen 
darf« – führten zähe Verhandlungen dazu, u.a. eine sog. 
›Corona-Prämie‹ durchzusetzen.

Verdi in Not

Die Vorbereitungen und Erfahrungen von Beschäftigten 
vor und während des Tarifkampfes sollen hiermit exem-
plarisch anhand der Geschehnisse in Hamburg und Kiel 
dargelegt werden. Unter ihrer neuen Spitze mit Christine 
Behle und Frank Wernecke hatte die Gewerkschaft Verdi 
im Frühjahr vergeblich versucht mit einem Kurzzeitta-
rifvertrag und einer Corona-Prämie den Burgfrieden mit 
den Arbeitgebern zu wahren. Als dieser Vorschlag bei 
der Verhandlungsspitze der Vereinigung kommunaler 
Arbeitgeberverbände (VKA) mit ihrem Hardliner und 
SPD-Mitglied Ulrich Mädge bestimmt nicht ohne Kalkül 
auf Ablehnung stieß, gab sich Verdi kämpferisch und 
kündigte die laufenden Entgelttabellen. Die aufgestellte 
Forderung nach 4,8 % Lohn, aber mindestens 150 Euro, 
für die rund 2,5 Millionen Beschäftigten wurde durch 
den öffentlichen Rückenwind der Vormonate flankiert. 
»Klatschen reicht nicht, jetzt wird gestreikt«, lautete die 
Devise. Mädge kommentierte die Forderungen als »völ-
lig überzogen« und fuhr fort: »Ich brauche dieses Ritual 
Streik nicht, es beeindruckt mich auch nicht.«

Verdi-Intern war man sichtlich überfordert und es 
knirschte gewaltig. Wie sollte man es so kurzfristig un-

n	 Korrespondenz : Tarifk ampf im Gesundheitswesen in Hamburg und Kiel

Gemeinsam lernen zu kämpfen
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ten wir so nicht ausüben, da die Tagespauschalen ja vom 
Staat an den Krankenhausbetreiber weitergezahlt wur-
den. Es gab dann Notdienstvereinbarungen, auf die sich 
Gewerkschaft und Arbeitgeber geeinigt haben, die die An-
zahl der Pflegekräfte auf Sonn- und Feiertagsniveau redu-
zierten. KollegInnen von der Charité in Berlin haben den 
Spieß umgedreht und ihren Streik so organisiert, dass 
keine neuen Patientinnen aufgenommen und frei gewor-
dene Betten nicht neu belegt wurden. So haben sie dem 
Betreiber nach wenigen Tagen Streik empfindlichen Scha-
den zugefügt und ihre Forderungen nach ‚Mehr Personal‘ 
durchbringen können.«  

Streikerfahrungen

Unmittelbar vor oder während der Streiks wurden 
KollegInnen von ihren Leitungsebenen eingeschüchtert 
und sogar massiv unter Druck gesetzt. Bis zuletzt hatten 
sich die Asklepios-Gruppe und das Universitätskran-
kenhaus Eppendorf verweigert, die von Verdi vorgelegte 
Notdienstvereinbarung zu unterschreiben. Zum einen 
pokerten die Arbeitgeber auf eine geringe Streikbereit-
schaft, nachdem sich zunehmendes Unverständnis in 
der Öffentlichkeit über einen weiteren Streiktag wäh-
rend der aufkommenden zweiten Infektionswelle breit 
machte. Andererseits lag es nicht in ihrem Interesse Re-
gelungen zu akzeptieren, die bei hoher Streikbereitschaft 
die Schließung und sogar Sperrung von Stationen ermög-
lichten. Somit wurde die Verdi-Vorlage entschärft und 
wie ein Bumerang der Gewerkschaft zurückgeschleudert. 
Eine Unterschriftenpetition für eine angemessene Not-
dienstvereinbarung wurde gestartet, um die Arbeitgeber 
erneut zur Unterzeichnung aufzufordern. Die Beschäf-
tigten sammelten in ihren Pausen oder nach Schichtende 
in wenigen Tagen über 1000 Unterschriften ihrer Kolle-
gInnen und informierten über die neue Dynamik. Doch 
der Druck auf die Arbeitgeber reichte am Ende nicht. Die 
unklare Regelung für die Beschäftigten nutzten die Ar-
beitgeber. Auf besonders streikbereiten Stationen wur-
den Beschäftigte am Abend vor dem Streik per Brief zum 
Dienst verpflichtet und so die Unsicherheit vor rechtli-
chen Konsequenzen geschürt. Am Streiktag selbst kam 
es dann zu drastischeren Methoden. Die Streikleitungen 
eines Krankenhauses – meist übernahmen Betriebs- oder 
Personalräte, in seltenen Fällen auch Beschäftigte diese 
Aufgabe – erhielten Anrufe, in denen ihnen unter der 
Drohkulisse akuter Patientengefährdungen Konsequen-
zen angedroht wurden. In vereinzelten Fällen gaben die 
Streikleitungen nach und schickten KollegInnen zurück 
auf Station. Eine Pflegerin, tätig in einer zentralen Notauf-
nahme (ZNA), erinnert sich: »Eine Woche vor dem Streik 
hatten wir eine Abfrage der Streikbereitschaft unter den 

KollegInnen gestartet, die für den Streiktag im Dienstplan 
standen. Fast alle wollten auf die Straße. Auch ohne Not-
dienstvereinbarung haben wir dem Pflegedirektor eine 
hohe Streikbereitschaft gemeldet. Er hat aber nicht darauf 
reagiert. Als wir dann morgens vor unserer Klinik bei der 
Streikkundgebung standen, rief der Pflegedirektor unsere 
Streikleitung an. Zwei von uns sollten umgehend auf Sta-
tion zurückkehren. Ein suizidales Kind werde in Kürze 
eingeliefert. Er könne die Verantwortung einer solchen 
Patientengefährdung nicht mehr tragen. Wir haben uns 
dann kurz beraten und entschieden trotzdem alle drau-
ßen zu bleiben. Am Ende stellte sich heraus, es wurde nie 
ein suizidales Kind auf der ZNA eingeliefert.« 

Streiktage, Feiertage der Arbeiterklasse

Neben diesen Einschüchterungen berichten KollegInnen 
von einer breiten Solidarität aus der Bevölkerung und un-
ter den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes. Ein Kol-
lege dazu: »Die Streikkundgebungen waren geprägt von 
einem bunten Mosaik von Rednern. So kamen die Vertre-
ter eines Seniorenbeirats aus dem Umfeld eines Kollegen 
oder der Kirchenpastor aus dem Stadtteil zu Wort. Eine 
Stadtteilgruppe solidarisierte sich, nachdem eine Kollegin 
ihre Situation auf dem wöchentlichen Treffen geschildert 
hatte, und organisierte das Bemalen von Transparenten 
und Schildern für den Streikzug. KollegInnen riefen Me-
dienvertreter an und luden sie ein den Streik zu begleiten. 
Der Sohn einer Kollegin sorgte dafür, dass die gesamte 
Mannschaft seiner freiwilligen Feuerwehr sich hinter die 
Forderungen der Beschäftigten stellte, und KollegInnen 
trafen sich nach Schichtende um Solidaritätsplakate in 
ihrer Lieblingskneipe ins Fenster oder an die Litfasssäu-
len der Straßen zu kleistern. Am eindrucksvollsten waren 
aber die Besuche und Redebeiträge kleiner Delegationen 
von Beschäftigten anderer Betriebe am Streiktag, denen 
wir lautstark Respekt zollten.« 

Die Service-Beschäftigten des städtischen Kranken-
hauses in Kiel – dazu zählen u.a. die aus dem Kranken-
haus ausgegliederten Krankentransporter, die Wäscherei, 
die Küche sowie die Reinigung, welche selber nicht nach 
TVöD, sondern einem schlechteren Tarifvertrag bezahlt 
werden – hatten besonders Grund zu feiern. Sie schafften 
es, sich während der Tarifrunde zu über 40 % zu orga-
nisieren und somit den Startschuss für eine eigene Ta-
rifkommission zur Wiedereingliederung zu geben. Eine 
Kollegin berichtet in diesem Zusammenhang von einem 
»Marsch auf den Arbeitgeber«, an dem ca. 70 KollegInnen 
mit Pauken und Trompeten die Geschäftsführung vor die 
Tür zitierten und dieser die Botschaft auf baldige Ver-
handlungen und den hohen Organisationsgrad selbstbe-
wusst verkündeten.                                      HH 9.1.2021  n
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Das hat es schon lange nicht mehr gegeben. Der Fachbe-
reich 10 in ver.di, der die Beschäftigten des Brief- und 
Paketsektors organisiert und dessen Mitglieder über-
wiegend bei der Deutschen Post AG arbeiten, schloss in 
diesem Jahr einen Tarifvertrag ab, der unter den bisher 
bekannten gewerkschaftlichen Abschlüssen des Jahres 
die höchsten Lohnsteigerungen aufwies.

Die letzten Jahre hatte es bei der Post eine Abwärtsbe-
wegung bei den Löhnen und sonstigen Leistungen gege-
ben. Tarifliche und nichttarifliche Pausenzeiten wurden 
gekürzt, in der Regel befristet, aber in jeder folgenden Ta-
rifrunde erneut bestätigt. Das Recht auf zwei freie Tage 
im Jahr, das im Zuge der Kampagne zur Arbeitszeitver-
kürzung auf 35 Std. die Woche eingeführt worden war, 
wurde in Tarifvereinbarungen ständig ausgesetzt. In 
den letzten Jahren gab es zwei Nullrunden und Lohn-
abschlüsse, die selten die Inflationsrate überstiegen. Das 
Statistische Bundesamt stellte dazu jüngst fest, dass zwi-
schen 2010 und 2020 die Löhne der Paketzusteller um 10 
%-Punkte gegenüber der Einkommensentwicklung ande-
rer Beschäftigtengruppen zurückgeblieben seien. Dabei 
kamen die Beschäftigten mit langjährigen Arbeitsverträ-
gen noch recht gut weg. 

In der letzten Tarifrunde 2018 hatte die Gewerk-
schaft die Reintegration der 2015 nach einer harten Ta-
rifauseinandersetzung ausgegründeten Delivery1 mit 
gravierenden Einbußen bei den Tariflöhnen bezahlt. So 
wurde dauerhaft die Gruppenstufe 0 eingeführt, die etwa 
4 % unter der bisherigen Eingangsstufe 1 liegt2. Und das 
Erreichen der jeweils nächst höheren Stufe wurde von 
zwei auf vier Jahre gestreckt. Die Anforderungen für den 

1	 Bei der Post sind die einzelnen Entgeltgruppen in fünf bis acht 
Gruppenstufen unterteilt. Nach Ablauf von jeweils zwei Jahren 
kommt der Beschäftigte automatisch eine Gruppenstufe höher. Bei 
einem Zusteller macht dies jeweils eine Erhöhung von etwa 75 Euro 
monatlich aus.

2	 Vgl. Arpo 2/3‘18

Erhalt des Weihnachtsgeldes wurden so verändert, dass 
befristet Beschäftigte es kaum mehr bekommen können, 
nicht einmal anteilig. Die Einsparungen für die Post 
summieren sich bei einem Zusteller nach einer fünfund-
zwanzigjährigen Beschäftigungszeit auf über zwei Jah-
resgehälter, geht man von seinem Einkommen nach Er-
reichung der obersten Gruppenstufe aus3.

Wie kam es dazu, dass 2020 alles anders war?

Deutsche Post AG gehört zu den Gewinnern  
der Pandemiekrise

Während die Beschäftigten vieler Firmen nach den Ent-
scheidungen der Bundesregierung zur Eindämmung 
der Corona-Pandemie ihre Arbeit einstellen oder ein-
schränken mussten, blieben die Kolleg*innen in den Lo-
gistikunternehmen davon unberührt. Die Firmen dieser 
Branche wurden zu systemrelevanten Betrieben erklärt. 
Speziell die Deutsche Post AG als Universaldienstleister 
besaß eine herausgehobene Stellung.

Da in der Zeit des ersten Lockdowns zwischen Mit-
te März und Mitte Mai ein großer Teil der Geschäfte an-
fangs geschlossen war und später nur unter restriktiven 
Bedingungen öffnen konnte, ferner die Mobilität der Bür-
ger stark eingeschränkt war, verlagerten viele den Ein-
kauf von Konsumgütern auf das Internet.

Entsprechend wuchs die Menge der zu transportie-
renden Pakete, Päckchen und Großbriefe, so dass die Post 
in den Paketzentren an ihre Bearbeitungsgrenzen stieß. 
Einen Teil des Aufkommens, besonders die kleinforma-
tigen Pakete, ließ sie in den Briefzentren sortieren. Die-
se hatten durch den pandemiebedingten Rückgang des 
Briefaufkommens Kapazitäten frei. In der Zustellung 

3	 Bereits im August hatte die Post für alle Beschäftigten des Konzerns 
eine Anerkennungsprämie in Höhe von 300 Euro gezahlt.

Bester Tarifabschluss bei der Post seit Jahren

Starke Beteiligung im Briefzentrum Berlin
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Ver.di schäumte ob dieser Zumutung. Die außerge-
wöhnlich gute wirtschaftliche Verfassung des Unterneh-
mens spiegele sich darin nicht annähernd wider und es 
trage den Belastungen, die die Kolleg*innen in den letz-
ten Monaten durch die extrem angespannte betriebliche 
Situation zu ertragen hatten, nicht im Ansatz Rechnung. 
Die Gewerkschaft entschloss sich, bundesweit zu Streiks 
in allen Betriebsbereichen aufzurufen. Sie traf mit dieser 
Entscheidung bei den Beschäftigten auf freudige Zustim-
mung.

Lediglich die Kolleg*innen in den Briefzentren blie-
ben reserviert. Ihnen steckt noch die Niederlage von 2015 
in den Knochen. Damals waren sie kampfbereit, muss-
ten aber zusehen, wie befristet Beschäftigte, Abrufkräfte 
und Neueingestellte ihre Arbeit übernahmen und den 
Streik unterliefen. 

Ver.di wirkte gegenüber diesem Vorgehen des Arbeit-
gebers komplett hilflos und hat bis heute auf die Frage, 
wie zukünftig in den Briefzentren über symbolische 
Arbeitsniederlegungen hinaus effektiv gestreikt werden 
kann, keine Antwort geliefert. Immerhin folgten nahezu 
alle Gewerkschaftsmitglieder dem Aufruf zur Arbeits-
niederlegung. 

Deutlich besser aufgestellt waren die Zustellstütz-
punkte. Dies überraschte ein wenig, weil es bisher, von 
wenigen Ausnahmen abgesehen, schwierig war, die 
Briefzusteller in einen Tarifkampf einzubeziehen. Die 
örtlichen Streikleitungen hatten diesmal keine Mühe, 
die Mitglieder zum Warnstreik zu motivieren. Sie er-
reichten auch viele Kolleg*innen, die nicht Mitglied ei-
ner Gewerkschaft sind.

Das treibende Motiv für die Zusteller*innen war, 
dass sie die aktuellen Verhältnisse in den Zustellstütz-
punkten als unerträglich empfanden und ein Zeichen 
setzen wollten. Ständige Unterbesetzung, täglich Arbeit 
am Limit bestimmten seit Monaten ihren Arbeitsalltag. 
Es kam hinzu, dass durch die Verlagerung der kleinfor-
matigen Pakete in die Brief- und Verbundzustellung der 
Arbeitsaufwand enorm gestiegen war. Die Fächer in den 
Sortierschränken waren für die neuen Sendungsformate 
nicht ausgelegt, so dass eine angemessene Vorbereitung 
der Zustelltour nicht geleistet werden konnte. Die Kapa-
zität der Fahrräder reichte nicht aus, um große Mengen 
volumenhaltiger Sendungen zu transportieren und die 
Ablagekästen waren für die großformatigen Sendungen 
zu klein. Auch die Zustellung selbst war deutlich müh-
samer geworden, weil viele Sendungen nicht mehr in 
die Briefkästen passten und so erhöhte Laufwege zu den 
Haustüren anfielen oder zeitaufwendig Benachrichti-
gungszettel geschrieben werden mussten. Hinzu kam, 
dass die Post im Moment das Projekt »Gangfolge für alle« 
umsetzt. Es hat wegen der maschinellen Vorsortierung 
auf die Steckfolge größerer Briefkastenanlagen zu einer 
drastischen Reduzierung der Vorbereitungszeiten für 
den Zustellgang geführt.

Wie erwartet reagierten die Kolleg*innen aus dem 
Paketbereich. Bei ihnen war unter allen Beschäftigten-
gruppen der Post die Unzufriedenheit am größten. Man 
brauchte ihnen nicht umständlich die betriebliche Lage 
zu erklären. Seit Wochen hatten sie mit täglich stei-
genden Paketmengen zu tun und mussten mit ansehen, 
dass sich die dramatische Personalsituation in der Zu-

füllten die Pakete die Lücken, die durch den Rückgang 
der Brief- und Dialogpostsendungen entstanden waren. 

Der Boom an Paketsendungen kam derart über-
raschend, dass es der Post nicht gelang, ausreichend 
Personal einzustellen. Viele Kolleg*innen der Stamm-
belegschaften leisteten deshalb Überstunden. Etwas Er-
leichterung verschaffte in der Zustellung lediglich der 
Wegfall der Annahmebestätigung von Paketen durch die 
Kund*innen. 

Schon im zweiten Quartal des laufenden Jahres konn-
te die Post ihre Gewinne erheblich steigern. Im dritten 
Quartal übertraf sie ihre schon optimistischen Erwar-
tungen deutlich. Beste Voraussetzungen also für eine er-
folgreiche Tarifrunde.

Ungewöhnlicher Verlauf

Der letzte Tarifabschluss zum Lohn wurde 2018 verein-
bart. Er enthielt eine Stufenvereinbarung. Die letzte Er-
höhung trat Anfang Oktober 2019 in Kraft. Mit ihr wur-
den die Löhne um 2,1 % angehoben. 

Ver.di hatte ursprünglich vor, die Tarifverträge frist-
gerecht Ende Mai 2020 zu kündigen und ausschließlich 
Forderungen zur Erhöhung der Löhne aufzustellen. Doch 
Corona verdarb diesen Zeitplan. Weder konnte eine breit 
angelegte Diskussion unter den Mitgliedern zur Aufstel-
lung eines Forderungskataloges organisiert werden, noch 
war zu erwarten, dass die Beschäftigten zu Streikmaß-
nahmen bereit waren. Sie hatten in diesen Monaten mit 
der Bewältigung ihres aufreibenden Alltags genug zu 
tun, der vom stressigen Einkauf bis zur zeitaufwendigen 
Betreuung der älteren wie jüngeren Familienmitglieder 
reichte. Für den Fachbereich war die Verschiebung der 
Tarifrunde kein Beinbruch, da bei der unterjährigen 
Laufzeit der letzten Lohnerhöhung bei einem Abschluss 
sowieso einige Nullmonate hätten hingenommen werden 
müssen.

Nach der Rücknahme vieler Maßnahmen des Lock-
downs entspannte sich die Alltagssituation der Beschäf-
tigten. Ver.di nahm seinen Fahrplan vom Frühjahr wie-
der auf, kündigte die Lohntarifverträge zum 31.08.2020, 
organisierte eine Mitgliederbefragung, die eine Lohnfor-
derung von 5,5 % für ein Jahr ergab und vereinbarte mit 
dem Arbeitgeber drei Verhandlungsrunden.

Ver.di mobilisiert die Belegschaften

Nachdem auf dem ersten Treffen am 28. August zwischen 
ver.di und der Post wie üblich nur die Forderungen des 
Fachbereiches vorgestellt und dann vom Arbeitgeber als 
überzogen zurückgewiesen wurden, ging es in der zwei-
ten Runde am dritten und vierten September zur Sache. 

Die Post versuchte mit Händen und Füßen eine line-
are Erhöhung der Tarife zu verhindern. Sie schlug alter-
native Modelle vor, die zu Lasten der Alt-Beschäftigten 
gegangen wären oder über tabellenunwirksame größere 
Einmalzahlungen die Belastungen für das Unternehmen 
allein auf das laufende Jahr beschränkt hätten. Nachdem 
ver.di diese Vorschläge kategorisch abgelehnt hatte, ließ 
die Post am Ende der Verhandlungsrunde durchblicken, 
dass sie zu einer Erhöhung der Tariflöhne um 1,5 % be-
reit wäre.
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sie schon an der Aufstellung der Tarifforderung beteiligt 
werden, müssten sie auch über das Ergebnis abstimmen 
können, meinten mehrere Mitglieder des Gremiums.

Anerkennung von den Kolleg*innen
Unter den Mitgliedern wurde der Tarifabschluss 

wohlwollend aufgenommen und als Ergebnis ihrer 
Streikbereitschaft gewertet. Angesichts der durch die 
Pandemie bestimmten Rahmenbedingungen wäre ein 
längerer Streik für die Durchsetzung einer größeren Er-
höhung der Tariflöhne kaum möglich gewesen. 

In diesem Punkt trafen sich die Kolleg*innen mit der 
Einschätzung der Gewerkschaft. Ver.di war froh, dass 
sie keinen längeren Tarifkampf führen musste. Dieser 
hätte in der Presse zu einer Vielzahl von Kommentaren 
mit dem Tenor geführt, ver.di gefährde durch Streikan-
sammlungen die Gesundheit der Beschäftigten und 
nutze die privilegierte Stellung des Unternehmens als 
systemrelevanter Betrieb aus. Auch die Arbeitgeber wa-
ren erleichtert, einen Tarifkonflikt vermieden zu haben. 
Der hätte zu einer Unterbrechung der aktuell außerge-
wöhnlich guten Geschäfte geführt und Konkurrenten 
wie Amazon erhebliche Vorteile gebracht.

Bewertung

Nicht wenige Kolleg*innen hoffen jetzt, dass die Ge-
werkschaft wieder an ihre relativ erfolgreich Politik der 
70er und 80er Jahre anknüpfen wird. Doch selbst wenn 
sie dies wirklich vorhätte, müsste sie zunächst einmal 
einige Baustellen auflösen, die sie in den letzten Jahren 
geschaffen hatte. 

So hätte sie sich endlich zu verständigen, wie sie ge-
gen die wachsende Zahl der befristet Beschäftigten und 
der sog. Abrufkräfte vorgehen will. 

Der wachsende Anteil der prekär Beschäftigten bei 
der Post schwächt die betriebliche Basis des Fachbe-
reiches und im Streikfall seine Kampfkraft. Zu einem 
Hindernis für die Gewinnung neuer Mitglieder ist auch 
geworden, dass durch die Absenkung der Löhne in den 
ersten Jahren des Beschäftigungsverhältnisses die Fluk-
tuation des Personals deutlich zugenommen hat. In eini-
gen der größeren Niederlassungen bewegt sich der Orga-
nisationsgrad auf die 50 % zu. 

In den letzten Jahren hat der Fachbereich den Cha-
rakter einer Betriebsrätegewerkschaft angenommen. Das 
Arrangement mit dem jeweiligen Niederlassungsleiter 
ist für die meisten Betriebsräte wichtiger als die konse-
quente Vertretung gewerkschaftlicher Positionen. Ent- 

stellung nicht besserte. Dies allein schon war für sie Mo-
tivation genug, am Warnstreik teilzunehmen. 

Zügiger Abschluss 

Ver.di konnte selbstbewusst in die letzte Verhandlungs-
runde am 21. und 22. September gehen. Es gab noch ein 
wenig Hin und Her bei der Konkretisierung eines Ange-
botes. Doch schließlich lag es vor: Am 01.01.2021 gibt es 
eine Lohnerhöhung von 3,0 % und am 01.01.2022 eine 
weitere von 2,0 %. Die drei Null Monate des Jahres 2020 
werden mit einer steuer- und abgabenfreien, allerdings 
tabellenunwirksamen Einmalprämie von 300 Euro für 
alle ausgeglichen, die arbeitsvertraglich mit mindestens 
der Hälfte der Wochenarbeitszeit für Vollzeitkräfte in 
Höhe von 38,5 Std. beschäftigt sind4. Damit wurde der 
Spielraum genutzt, den die Bundesregierung für die 
Vergabe von Anerkennungsprämien für Beschäftigte ge-
schaffen hatte, die in Zeiten des Lockdowns starken Be-
lastungen ausgesetzt waren5.

Weil ver.di nur einen Abschluss mit einer Laufzeit 
von zwölf Monaten vereinbaren wollte, die Post aber auf 
mindestens zwei Jahren bestand, wurde als Ausgleich 
für ein Zugeständnis der Gewerkschaft der Schutz vor 
betriebsbedingten Änderungs- und Beendigungskün-
digungen bis zum Ende des Jahres 2023 verlängert. Der 
Schutz vor Fremdvergabe von Zustellbezirken und die 
Verpflichtung der Post zur Eigenbeschäftigung von 2.600 
Fahrern wurde bis zum 31.12.2021 ausgeweitet.

Die Beamten bekamen ihre Sonderzahlung bis Ende 
2022 zugesagt, die als Ausgleich für das bei den Bundes-
beamten weggefallene und dann 2013 wieder in die Mo-
natsbesoldung eingepflegte Weihnachtsgeld von der Post 
gezahlt wird. Auch die Vergütung für die Auszubilden-
den und die Dual-Studierenden wurde angehoben. Die 
Entlastungszeit, bei der seit 2018 auf die jeweilige Loh-
nerhöhung zugunsten von Freizeitansprüchen verzichtet 
werden kann, beträgt unter Einrechnung der Tariferhö-
hungen 2020 und 2021 zukünftig max. 202,91 Std. im 
Jahr. 

In der großen Tarifkommission gab es für den Ab-
schluss viel Anerkennung. Die Annahme erfolgte ein-
stimmig. Kritisch wurde diskutiert, dass ver.di die Mit-
glieder nicht zu der Vereinbarung befragen wollte. Wenn 

4	 Beschäftigte mit einer Wochenarbeitszeit unter 19,25 Std. erhalten 
150 Euro.

5	 Bereits im August hatte die Post für alle Beschäftigte des Konzerns 
eine Anerkennungsprämie in Höhe von 300 Euro gezahlt.

Kolleg*innen des ZSP Berlin Mitte legen die Arbeit nieder
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Einen besonderen Erfolg verbuchte die Hersfelder 
Mannschaft um Christian bei der Knüpfung tragfähiger 
internationaler Kontakte zu den Amazon-Betrieben in 
Frankreich, Italien, Spanien, England, sogar Polen, was 
aufgrund des Lohngefälles, wie jeder weiß, selten deut-
schen Belegschaften gelingt.

Strahlend erzählte Christian gern die Geschichte, wie 
er, als er vom ersten bevorstehenden Streik von Amazon-
Beschäftigten in Spanien erfuhr, schnell einen Flug 
buchte und es erreichte, in Spanien vor den Streikenden 
sprechen zu können. Über Kosten und die Einbeziehung 
der offiziellen Gewerkschaftsinstanzen nachzudenken 
war seiner Meinung nach jetzt nicht die Zeit, das mochte 
man später klären.

Er suche »Mitstreiter, nicht Mitglieder«, so beschrieb 
Christian seine Bemühungen, Kolleginnen und Kollegen 
zu organisieren. Nur wenn die Kollegin oder der Kolle-
ge die gemeinsame Sache zur eigenen mache, ihr Enga-
gement von innen heraus komme, nicht vom Gewerk-
schaftsapparat vorgegeben, werde ihr Kampf anziehend 
für viele, organisiere sich die Bewegung selber.

Christian lebte diese Überzeugungen glaubwürdig. 
Sein plötzlicher Tod hinterlässt eine schmerzhafte Lücke.

Am 10. 12. 2020 ist Christian Krähling im Alter von 43 
Jahren gestorben. Als Arbeiter bei Amazon und Sprecher 
der Vertrauensleute, später auch Mitglied im Betriebs-
rat in Bad Hersfeld, so stellte sich Christian zumeist be-
scheiden vor. Am Standort Hersfeld gelang es Christian 
mit wenig mehr als einem Dutzend gewerkschaftlicher 
Aktiver, den Kampf gegen den Weltkonzern Amazon in 
Deutschland aufzunehmen. Die Zahl der gewerkschaft-
lich bewussten Kämpfer wuchs schließlich so weit, dass 
die gewerkschaftlich Organisierten 2013 aus einer Min-
derheit heraus ihren ersten Tarifkampf gegen Amazon 
probierten.

Später zum Jour Fixe der Gewerkschaftslinken in 
Hamburg eingeladen, reiste gleich eine muntere und 
diskussionsfreudige Truppe von sieben Köpfen an. Viele 
weitere bunte Streiks und Aktionen zeigten die unglaub-
liche Kreativität der Kolleginnen und Kollegen. Streik 
und Aktion wurden zu Mitteln, weitere Kollegen wach-
zurütteln und zu organisieren, denn während der Streiks 
gab es ja Zeit, die sonst fehlt, um ausführliche Gespräche 
auf Augenhöhe mit den Kollegen zu führen. Noch kürz-
lich bemerkte Christian, dass er seinen Arbeitsplatz gar 
nicht mehr ohne Arbeitskampf kenne.

Über die Perspektive des Kampfes gegen Amazon 
machte er sich dennoch keine Illusionen. Sie hätten 
sich auf eine lange Auseinandersetzung eingestellt, die 
zehn Jahre und länger (»bis zur Rente«) dauern könne, 
beschied er uns noch 2018. Deutlich sah er die Grenzen, 
über die Position einer organisierten Minderheit im Be-
trieb beim aktuellen Bewusstsein der Kollegen hinaus-
zukommen.

Bewundernswert war, wie viel Freizeit die Truppe 
um Christian jeden Tag und am Wochenende opferte, um 
sich mit KollegInnen anderer Amazon-Betriebe zu tref-
fen und zu vernetzen. Aber auch in die Logistik und über 
die Branche hinaus suchten sie den Kontakt besonders 
dort, wo sie künftige Geschäftsfelder des expansiven 
Amazon-Konzerns sahen.

Wir denken an Christian Krähling

sprechendes lässt sich auch über die Arbeit des Gesamt-
betriebsrates und des Konzernbetriebsrates sagen. 

Zu einem Hemmnis für die Ausrichtung der örtlichen 
Betriebsräte an gewerkschaftlichen Fragestellungen hat 
sich in den letzten Jahren der Umstand entwickelt, dass 
viele BR-Vorsitzende nicht mehr nach Tarifvertrag be-

zahlt werden, sondern nach den für Führungskräfte gel-
tenden Maßstäben entlohnt werden. Diese Möglichkeit 
hatte die Post vor einigen Jahren unter stillschweigender 
Hinnahme der Gewerkschaft eröffnet. Sind schon die 
Kriterien für die Einstufung von Betriebsräten in diese 
Gehaltsstruktur kaum nachvollziehbar, so sind dies die 
spezifischen Gründe für die Zahlung von Boni oder son-
stigen hinter verschlossenen Türen abgesprochenen Zu-
wendungen erst recht. 

Bei all diesen Punkten ist derzeit nicht erkennbar, 
dass sich in der Gewerkschaft etwas bewegt. So lässt 
sich als Fazit aus der diesjährigen Tarifrunde nur zie-
hen, dass das Ergebnis allein glücklichen Umständen zu 
verdanken ist. Bis auf Weiteres wird sich nichts grund-
sätzlich an der Gewerkschaftspolitik bei der Post ändern. 
Eine andere Orientierung kann es erst geben, wenn sich 
Kolleg*innen engagieren, die nicht primär auf Posten in 
den Gremien schielen.

H.B., 14.12.2020  n

Auch die Zusteller in Sachsen, hier in Dresden, folgen nahezu 
geschlossen dem Streikaufruf der Gewerkschaft
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Ein Problem war und ist immer noch die Schließung 
der Kindergärten und Schulen. Viele wissen nicht, wie 
es weitergehen soll. Es wurde nicht kommuniziert, dass 
man einen gesetzlichen Anspruch auf Freistellung in 
einem solchen Fall, zumindest für einige Tage, hat. Viele 
Leute haben sich dann einen Teil ihres Jahresurlaubs 
genommen oder Überstunden abgebaut. Das Problem ist 
aber auch hier, dass die Geschäftsleitung entscheidet, ob 
man Urlaub bekommt oder Überstunden abbauen kann.

Ich habe gelesen, dass jetzt sogar empfohlen wird, bei der 
Arbeit zwei Meter Abstand zu halten. Du hast die Fahr-
gemeinschaften angesprochen: Beispielsweise gibt es am 
Standort Brieselang Bus-Shuttles in die Stadt hinein, weil 
die Schichten so spät enden, dass kein Zug mehr nach 
Berlin fährt. Die kannst du ja nicht umgehen, da du den 
Bus nehmen musst, wenn du nicht zu Fuß gehen willst.
Das ist ein allgemeines Problem im Betrieb. Ich kann 
gerade nicht sicherstellen, dass Empfehlungen, die ir-
gendwo niedergeschrieben worden sind oder auch mitge-
teilt werden, von allen umgesetzt werden können. Selbst 
wenn ich mich daran halte, kann ich nicht sichergehen, 
dass alle anderen sich daran halten. Es gibt so genann-
te Hot-Spots zu Schichtbeginn und -ende, Pausenbeginn 
und -ende. Auch im Arbeitsablauf ist ein Kontakt nicht 
immer vermeidbar. Wir haben in den Lagerhallen lange 
und enge Gänge. Wenn sich dort zwei begegnen, kann der 
eine nicht mit Sicherheitsabstand warten, bis die ande-
re Person vorbeigegangen ist. Daher ist es unrealistisch, 
dass die Empfehlungen komplett eingehalten werden. Ich 
gehe davon aus, dass sich alle bemühen, die Vorgaben 
einzuhalten, aber das wird nicht überall möglich sein. 
Mittlerweile versucht man, diese Hot-Spots durch einen 
gleitenden Schichtübergang und versetzte Pausen zu ent-
zerren, und es werden einem einige Minuten extra pro 
Schicht gegeben, um Wartezeiten zu berücksichtigen.
Davon mal abgesehen weiß man aber bis heute noch 
wenig über die Übertragungswege: Kann das Virus nur 
durch die Luft übertragen werden, klebt es noch am Kar-
ton, am Wagen, an dem Scanner, den ich in der Hand 
habe und so weiter und so fort.

Die Oberflächenübertragung wirft die Frage nach ausrei-
chender Schutzkleidung auf. Eine Ansteckung lässt sich 
ja durch Handschuhe und Überzieher vermeiden, wenn 
man an einer Liefer- oder Packkette arbeitet.
Es gibt mittlerweile Masken, die zur Verfügung gestellt 
werden. Handschuhe bekommen wir zwar, aber das sind 
die normalen Arbeitshandschuhe. Ich weiß auch nicht, 
ob es sinnvoll ist, die ganze Schutzkleidung bei Amazon 
auszuteilen, während es in Krankenhäusern einen Man-
gel gibt.

Das Problem ist doch auch bei der Schulschließung, dass 
wenn man die gesetzlich zugesicherten Tage nimmt, auf 
das Niveau des Krankengeldes absinkt und die Schulen 
und Kindergärten darüber hinaus länger als der gesetz-

Wir dokumentieren hier ein Interview mit Christian, 
das im Mai als Teil des Buches »Pandemische Zeiten« 
im Manifest-Verlag veröffentlicht wurde.1

Wie ist die Situation bei dir?
Es fing vor zwei, drei Wochen an, dass wir beim BR die 
ersten Fragen von KUK hatten, wie Amazon gedenkt, 
mit der ganzen Corona-Sache umzugehen. Das haben 
wir an die GL weitergeleitet, die sagte, dass Maßnahmen 
geplant sind und Informationen ausgegeben werden. Es 
hieß dann, dass der Betrieb mehr oder weniger normal 
weiterläuft. Es wurde gesagt, dass Abstände eingehalten 
werden sollen. Zu Beginn sollte ein Meter Abstand ein-
gehalten werden. Es wurde begonnen, Infektionsmittel-
spender aufzuhängen und es wurde gesagt, dass Arbeits-
plätze häufiger gereinigt werden.
Als es dann schlimmer wurde, hat man aus der Kantine 
jeden zweiten Stuhl entfernt, um den einen Meter Ab-
stand einzuhalten. Wir hatten bereits vorher vieles an 
Bedenken vorgebracht und ein Punkt war die Kantine, 
die in den Pausenzeiten immer sehr überfüllt ist. Etwas 
anderes waren die sogenannten Start-Meetings zu Be-
ginn jeder Schicht, bei der die komplette Abteilung zu-
sammensteht und bestimmte Sachen zum Arbeitsablauf 
besprochen werden. Die liefen erst einmal normal weiter.

Ich kenne das aus anderen Betrieben als »Daily-Stand-
Ups«. Ihr habt also einfach weiterhin dicht beieinander 
gestanden?
Genau, zunächst ja, dann gab es nach mehrfachen Be-
schwerden eine Änderung. Im Bürobereich gab es schon 
früher die Anweisungen, keine Treffen mit mehr als 20 
Leuten durchzuführen, mittlerweile gibt es gar keine 
Versammlungen mehr, auch keine Start-Meetings. Diese 
wurden jedoch erst auf einmal alle drei Tage beschränkt, 
bei denen dann aber noch zum Teil über 100 Leute zu-
sammenstanden.

Das verhindert aber doch nicht die Ansteckung, man 
kann sich ja auch bei Treffen, die nur alle paar Tage statt-
finden, anstecken…
Das ist nicht das einzige Problem. Jahrelang hat man Leu-
te dazu angehalten, Fahrgemeinschaften zu bilden, was 
sicher vernünftig ist, da der Einzugskreis 100 – 150 km 
beträgt, da bieten sich Fahrgemeinschaften an. Auch das 
ist jetzt ein Problem. Wir haben immer wieder nachge-
fragt, ob es Verdachts- oder bestätigte Fälle gibt. Darüber 
gab es zunächst gar keine Aussagen, mittlerweile gibt es 
vermehrt Fälle, bei denen Leute in Quarantäne mussten, 
die in Risikogebieten waren. Am Standort Winsen hat 
sich die Infektion ausgebreitet und betrifft mittlerweile 
fast 70 Kolleginnen und Kollegen. Trotzdem ver.di die 
Schließung verlangt, wird dort weitergearbeitet.

1	 Wir danken dem Manifest-Verlag für die freundliche 
Erlaubnis zur Veröffentlichung

Interview mit Christian Kr ähling : 

Amazon und Corona



 

18 Arbe iterpolit ik Nr . 1 / 2  ·  januar 2021

Eins ist schon mal klar, dass die zwei Euro Zuschlag pro 
Stunde nur befristet eingeführt worden sind, bis in den 
Mai. So etwas wird auf jeden Fall zurückgenommen, nur 
die Verschlechterungen nicht.

Du hattest gesagt, dass Masken den Beschäftigten mitt-
lerweile zur Verfügung gestellt werden. Das ist aber nicht 
von Anfang an so gewesen. Trotzdem wurden über den 
gesamten Zeitraum der Pandemie Masken und Schutz-
kleidung zu hohen Preisen über die Plattform vertrieben. 
Jeff Bezos ist selbst seit Beginn des Jahres zehn Milliarden 
Euro reicher geworden. Man kann schon sagen, dass das 
oberste Management und die Eigentümer solcher Platt-
formen wie Jeff Bezos die Krisengewinner sind. Weltweit 
werden zum Beispiel 100.000 Stellen ausgeschrieben.
Das kann ich mir gut vorstellen. Wenn ich hier zum Ein-
kaufen fahren wollte, hatten alle Läden zu, es gab keine 
Klamotten zu kaufen, selbst bei kleinen Läden in meiner 
Stadt, in der ohnehin nie mehr als ein, zwei Leute drin 
waren. Diese müssen schließen, während wir fünf Kilo-
meter weiter in Bad Hersfeld ein riesiges Lager haben, zu 
dem tausende von Leuten gehen, um die Klamotten zu 
kommissionieren und die ganz normal weiter versendet 
werden.
Einem Jeff Bezos und den Besitzern von Amazon, den 
Aktionären, ist der einfache Verkauf erst einmal egal, so-
lange die Aktie steigt. Das hängt auch zusammen, aber 
ich glaube, Amazon versucht gerade, sich öffentlich als 
großer Krisenhelfer zu verkaufen und wird gestärkt aus 
der Krise hervorgehen, was sich dann natürlich auf den 
Aktienkurs positiv auswirken wird.

Trotzdem wurden über den Amazon Relief Fund Spenden 
gesammelt, um externen Mitarbeiter*innen nach Bean-
tragung von Leistungen Geld im Krankheitsfall zu zahlen. 
Das Gesamtvolumen sind 25 Millionen Dollar, während 
Amazon genügend Gewinn macht, um allen den Lohn im 
Krankheitsfall zahlen zu können.
Das kann steuerliche Gründe haben, ich kenne mich mit 
dem Spendensystem in den USA aber nicht so aus. Die Si-
tuation ist in jedem Fall aber so, dass ich hier in Deutsch-
land per Weisung der Geschäftsleitung bei vollem Geld 
in die Quarantäne geschickt wurde. Ein Kollege in der 
gleichen Situation, der bei unserem internationalen Tref-
fen in Madrid dabei war, wird trotz mehrfacher Proteste 
gezwungen, weiter zu arbeiten.

Es gab öffentliche Aufrufe von Kolleg*innen »We won‘t 
build it« und »Amazon Workers International«, den Ge-
sundheitsschutz zu verbessern bzw. sogar die Arbeit ein-
zustellen. Wie vernetzt sind Initiativen der Kolleg*innen 
in Deutschland und international?
Die Erklärung und Forderungen der »Amazon Workers 
International« haben wir bei unserem internationalen 
Treffen in Madrid beschlossen. Dort hatten wir Leute aus 
nahezu allen europäischen Ländern, in denen Amazon 
vertreten ist, aber auch aus den USA. Es war für uns auch 
wichtig, zu sagen, dass Amazon einen massiven Beitrag 
in die öffentlichen Gesundheitssysteme einzahlen muss, 
angesichts seinen hohen Einnahmen, damit die Krise zu-
mindest teilweise gestemmt werden kann. Amazon kann 
das nicht alles allein zahlen, aber das ist eine Forderung, 

liche Anspruch geschlossen sind. Gibt es da irgendwelche 
Zusagen der Geschäftsführung, dass man da Sonderur-
laub oder Gehaltsaufstockung bekommt? Die Löhne sind 
ja im Lagerbereich nicht besonders hoch.
Dazu gibt es bisher gar keine Aussage. Angeblich gibt  
es da Diskussionen, die wir aber nicht nachvollziehen 
können. Wenn, dann wird so etwas zentral vom Kon-
zern entschieden. Die Lage ist weiterhin unklar, viele 
sind verunsichert und nehmen sich Urlaub. Zusätz- 
lich ist der Krankenstand momentan relativ hoch. Da 
selbst Risikogruppen bei uns weiterhin nicht freigestellt 
werden, haben sich viele individuell krank schreiben 
lassen.

Ich hatte gelesen, dass es zur Zeit eine Lohnaufstockung 
von zwei Euro gibt, was dazu führt, dass Leute, die wenig 
verdienen, zum Teil sogar krank zur Arbeit kommen, um 
sich und ihre Familien zu versorgen.
Die Atmosphäre, die bei Amazon herrscht, ist ohnehin 
so, dass vor allem Kolleginnen und Kollegen, die befri-
stet sind, sowieso krank zur Arbeit kommen. Mit mir ha-
ben etliche Kolleginnen und Kollegen gesprochen oder 
schriftlichen Kontakt aufgenommen, die von Krank-
heitssymptomen berichtet haben, aber nicht von der Ar-
beit fernbleiben wollten und mich fragten, wie sie sich 
verhalten sollen. Im Zweifelsfall kann man denen nur 
raten, sich krankschreiben zu lassen. Das ist die allge-
meine Amazon-Kultur.
Die Befürchtung ist hoch, dass die zwei Euro pro Stunde, 
die es aber nur für jede tatsächlich geleistete Arbeitsstun-
de gibt, die Situation noch verschärft. Wer also krank ist 
oder im Urlaub, bekommt nicht mehr Geld. An vielen 
Standorten fragt die Geschäftsleitung Überstunden an 
und will an Feiertagen arbeiten. Wir haben gerade eine 
so genannte »Peak«-Zeit wie im Weihnachtsgeschäft oder 
beim »Black Friday«.

Wahrscheinlich kommt Amazon dann auch zugute, dass 
die Regelung zur Sonntagsarbeit gelockert wurden. Es 
dürfte jetzt doch leichter sein, an Sonn- und Feiertagen 
Schichten genehmigt zu bekommen. Die Höchstarbeits-
zeit wurde zudem ausgeweitet und die Ruhezeiten ver-
kürzt. Ich kann mir vorstellen, dass das für Amazon auch 
ein Einfallstor ist. Wie ist das bei Euch?
Wir haben immer wieder Auseinandersetzungen darum 
gehabt. Früher war Sonntagsarbeit bei Amazon relativ 
normal. Nicht an jedem Sonntag, man hat aber Sonder-
genehmigungen bekommen, wogegen die Gewerkschaft 
auch geklagt hatte und festgestellt wurde, dass das nicht 
rechtens ist. Amazon möchte natürlich die Sonntagsar-
beit haben. Es gibt eine große Befürchtung von Kolle-
ginnen und Kollegen, dass Amazon sich auf der einen 
Seite als Grundversorger darstellt (Stichwort »essential 
goods«, lebensnotwendige Güter) und auf der anderen 
Seite versucht, die zeitweisen Lockerungen in reguläre 
umzuwandeln.

Im Einzelhandel haben die Beschäftigten ja auch lange 
gegen die Lockerung der Ladenöffnungszeiten gekämpft 
und die Befürchtung ist groß, dass vermeintliche Notmaß-
nahmen in der Corona-Pandemie gar nicht mehr richtig 
zurückgenommen werden.
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Das haben wir im Grunde genommen bereits. Unser lo-
kales Vertrauensleute-Treffen findet alle sechs Wochen 
über eine ver.di-Telefonkonferenz statt. Da wir ein 
Einzugsgebiet von bis zu 150 Kilometern an unserem 
Standort haben, ist das gar nicht anders möglich, da müs-
sen wir so oder so erfinderisch sein, um in Kontakt zu 
bleiben. Manchmal dauert es etwas länger, aber es funk-
tioniert ganz gut.
Bei Amazon sind wir seit mittlerweile sieben oder acht 
Jahren in der Tarifrunde, wenn man so will. Das heißt, 
wir organisieren uns so oder so ständig, das ist alterna-
tivlos. Wir könnten gar nicht sagen, dass wir mal vier 
Wochen nichts machen.

Welche Rolle spielt die Gewerkschaft ver.di dabei gerade? 
Mit dem AWI habt ihr Forderungen aufgestellt, die 
erkämpft werden müssen. Das ist nicht nur in Deutsch-
land, sondern auch in anderen Ländern eine Frage der 
gewerkschaftlichen Organisation und des Kampfes. Wie 
siehst du da gerade die Möglichkeiten?
Ich sehe die Möglichkeiten als gar nicht so schlecht an. 
Gerade die Einstellung vieler Kolleginnen und Kollegen 
gegenüber der Geschäftsführung ändert sich ganz deut-
lich. Man sieht, dass man denen vielleicht doch nicht 
so wichtig ist. Von daher sehe ich da ein großes Poten-
tial. Deshalb wäre es fatal, wenn wir gar nichts machen 
würden. Die Frage des Durchkämpfens ist schwierig, da 
gibt es selbst unter den Vertrauensleuten unterschiedli-
che Ansichten. Wir hatten bei uns lokal beschlossen, 
dass wir zusammen mit den französischen Kolleginnen 
und Kollegen in den Streik treten. Da sind wir erst ein-
mal an den bürokratischen Hürden gescheitert.
Wir haben den Streik nicht genehmigt bekommen. Wie 
das formal ablief, weiß ich nicht, da wir eigentlich 
genehmigte Streiktage haben und ursprünglich wäre zu 
Ostern etwas geplant gewesen. So wie wir das jedoch 
beobachten, hat sich die offizielle Seite der Gewerkschaft 
erst einmal in die Corona-Pause verabschiedet. Man 
sieht zwar noch Videos, aber der erste Mai wurde ja auch 
schon frühzeitig abgeblasen.
Wir hätten schon Ideen gehabt, wie man das vor Ort 
machen könnte, das haben sie in Frankreich ja auch 
gemacht. Wenn ich auf der Arbeit zwei Meter Abstand 
halten kann, kann ich das bei einer Streikversammlung 
ja auch machen. Dann kam natürlich noch das Versam-
mlungsverbot. Wir hätten trotzdem noch Wege gefunden, 
das zu organisieren. Ich möchte aber auch nicht ver- 

die wir als Amazon-Beschäftigte aufgestellt haben. Es ist 
aber vernünftig, wenn auch andere Konzerne da zur Ver-
antwortung gezogen werden.

Welche Initiativen gibt es in Deutschland und was fordern 
sie?
In Deutschland sind wir hauptsächlich über ver.di orga-
nisiert, wenn auch nicht an allen Standorten. Amazon 
ist uns da leider immer ein, zwei Schritte voraus. Wenn 
ein neuer Standort geöffnet wird, muss man erst einmal 
Kolleginnen und Kollegen finden, die bereit sind, in die 
Gewerkschaft einzutreten und sich zu aktivieren. Es gibt 
zum einen die Vernetzung auf Gewerkschaftsebene, bei 
der die lokalen Sekretärinnen und Sekretäre aller Stand-
orte miteinander Telefonkonferenzen führen und Treffen 
abhalten, um Strategien zu planen und zu koordinieren. 
Das ist flankiert durch einen regelmäßigen Austausch 
der Vertrauensleute der verschiedenen Standorte. Das 
machen wir in der Regel über Vertrauensleutestrukturen, 
die gewählte Sprecherinnen und Sprecher oder speziell 
beauftragte Kolleginnen oder Kollegen haben, die sich 
mit der Vernetzung beschäftigten. Momentan haben Sky-
pe-Konferenzen einen ganz starken Aufwind.

Das ist meine nächste Frage: In den ver.di-Strukturen 
wurden logischerweise alle physischen Treffen abgesagt, 
wie überall sonst auch. Es gab jedoch keine Diskussion 
darüber, ob virtuelle Alternativtreffen angeboten wer-
den. Die ehrenamtlichen Gremien sind so zur Untätig-
keit verdammt. Da wäre es interessant, zu hören, wie 
der Austausch in anderen Bereichen gerade in einer so 
zugespitzten Lage funktioniert, wo Beschäftigteninteres-
sen zurückgedrängt werden und wie man da Gegenwehr 
organisieren kann. Wie läuft denn der Austausch?
Das läuft im Prinzip so ab, als würden wir uns treffen, 
mit einigen Einschränkungen. Wir sind durch unseren 
Unterstützerkreis aus Leipzig darauf gestoßen, da wir in 
einigen Städten Soli-Komitees haben, in denen sich Stu-
dierende oder Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler engagieren und Menschen aus Bereichen, die auch 
sonst politisch aktiv sind und international vernetzt sind. 
Die kannten das aus der Praxis und haben vorgeschlagen, 
dass wir eine Skype-Konferenz machen könnten. Wir ha-
ben daraufhin alle verfügbaren Vertrauensleute kontak-
tiert und das läuft bislang ganz gut.

Das ist also auch eine bundesweite Koordination?
Ja. Wir haben es zwar noch nicht geschafft, alle mit ins 
Boot zu holen, da nicht alle auf dem gleichen technischen 
Stand sind und das Schichtsystem schwierig ist. Wir ha-
ben uns aber auf eine feste Zeit geeinigt und telefonieren 
jeden Sonntag. Genauso läuft es im Grunde mit der inter-
nationalen Vernetzung.

Das ist ein interessantes Beispiel für andere Bereiche, 
wie man sich koordinieren kann. Ihr hattet zwar keine 
Tarifrunde gerade, aber in anderen Branchen wurden 
Tarifverträge über Nacht abgeschlossen oder Tarifrun-
den verschoben, ohne dass dort eine ausreichend breite 
Diskussion stattgefunden hätte. Es wäre interessant zu 
erfahren, ob ihr so auch eine Entscheidungsstruktur für 
bestimmte Fragen geschaffen habt.
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schweigen, dass wir das innerhalb der Vertrauensleute 
auch kontrovers diskutieren würden.
Selbst wenn aktuell keine Streiks durchgeführt werden, 
können wir die jetzige Situation und Aufmerksam-
keit nutzen, um unsere Forderungen vorzutragen, die 
Öffentlichkeit zu sensibilisieren, Unterstützung zu ge-
winnen und Leute zu mobilisieren, um später dann 
umso härter zuschlagen zu können. Wir haben jetzt das 
Argument, dass Amazon für einen begrenzten Zeitraum 
die Löhne um zwei Euro erhöht, wir wollen aber, dass es 
so bleibt. Wir liegen ohnehin bei den Löhnen noch weit 
hinter dem zurück, was wir eigentlich für einen Tarifver-
trag fordern. Mit den zwei Euro mehr, kämen wir viel-
leicht in die Nähe der eigentlichen Forderungen. Man 
muss dazu sagen, dass die zusätzlichen Euros sowieso 
in der einen oder anderen Form gezahlt werden. Es gibt 
als Anwesenheitsprämie bei Amazon immer den »Peak-
Bonus«, der zu bestimmten Zeiten zehn Euro pro Tag ex-
tra bei Erscheinen beträgt. Das wurde jetzt zum Beispiel 
gestrichen.

Was ist deine generelle Einschätzung der Situation jetzt 
gerade und welche Forderungen im Sinne aller Beschäft-
igten wären jetzt wichtig?

Da fällt mir eigentlich nur Folgendes ein: Man sieht 
gerade, wer das Land am Laufen hält. Das sind die Leute, 
die in den Krankenhäusern, die im Pflegebereich arbei-
ten, das sind die Kassiererinnen und Kassierer oder 
eben die sogenannten »Niedrig-Qualifizierten« in den 
Versandlagern – und die feinen Herren sitzen im Home-
Office. Jetzt sieht man gerade, auf wen man in der Gesell-
schaft verzichten kann und auf wen nicht. Vielleicht fin-
det da ein Umdenken für die Zukunft statt, ob die Leute 
unten nicht mehr am gesellschaftlichen Reichtum teilha-
ben sollten. Pflegekräfte sind knapp, Krankenhausbetten 
sind knapp und das ist kein Zufall.

Du hattest gesagt, dass bei euch Kolleginnen und Kollegen 
feststellen, dass sie der Geschäftsführung vielleicht doch 
nicht ganz so wichtig sind, wie immer behauptet, und 
dass da ein Umdenken stattfindet. Denkst du, dass da-

raus auch das Potential für eine gesellschaftliche Verän-
derung erwachsen kann?
Ich denke schon. Es kommt darauf an, wie die Organize-
rinnen und Organizer das auch aufgreifen können, aber 
Stimmung nehme ich so wahr, dass viele in der jetzigen 
Situation erkannt haben, wie wichtig gewerkschaftliche 
Organisierung ist. Leute, die vorher gegen die Gewerk-
schaft waren, treten jetzt ein, mit dem klaren Argument, 
dass die Krise kommt und sie sehen, wie die wirklich 
wichtigen Leute in diesem Land behandelt werden. Die 
entscheidende Frage ist, ob das ein Gefühl ist, dass nach 
ein, zwei Monaten wieder abebbt oder wir etwas daraus 
organisieren.

Die Frage ist ja auch, welches Angebot man bekommt. 
Nach der letzten Krise hat nicht nur ver.di, sondern der 
gesamte DGB ausgestrahlt, dass wir jetzt die Füße still 
halten und den Gürtel enger schnallen müssen, um gut 
durch die Krise zu kommen und sind alle am Standort 
Deutschland. Wenn das die Antwort ist, kann man  
schnell Leute frustrieren, die jetzt in die Gewerkschaft 
eintreten.
Das ist auch ein Grund, warum wir uns verstärkt direkt 
miteinander austauschen. Wir legen viel Wert darauf, 
dass wir hauptsächlich untereinander Kontakt haben 
und nicht in erster Linie mit Gewerkschaftssekretären, 
auch wenn ich nicht alle über einen Kamm scheren will. 
Das ist aber das Wichtigste, dass die Aktiven in den Be-
trieben jetzt eine gute Arbeit machen müssen, um mit 
anderen zu kommunizieren. Das muss jetzt gemacht 
werden und da gibt es jetzt ein großes Potential.

Durch unsere internationale Vernetzung können wir 
auch eine länderübergreifende Perspektive aufwerfen. 
Während bis vor einem Jahr zum Beispiel in den USA gar 
nichts ging, hatten wir seitdem relativ viele »Walk-Outs«, 
mit denen Leute beginnen, sich zu wehren. Bei den Or-
ganizern, mit denen ich Kontakt habe, laufen gerade die 
Drähte heiß. Die Krise betrifft nicht nur ein Land, des-
halb sind die Möglichkeiten umso größer.

Vielen Dank!

n	 Ent wicklung der »Fr idays for Future-Bewegung« 

Zwischen Anpassung und Rebellion
Als sich die schwedische Schülerin Greta Thunberg im 
August 2018 nach den Sommerferien weigerte, wieder 
in die Schule zu gehen, und stattdessen für Maßnahmen 
gegen den fortschreitenden Klimawandel demonstrierte, 
löste dies eine unerwartete Dynamik aus. Die Warnung, 
die Erderwärmung werde die Erde zu einem kaum mehr 
bewohnbaren Planeten machen, traf den Nerv einer 
ganzen Generation. Zunächst nur in Schweden, dann 
aber in immer mehr Ländern folgten viele Schüler*innen 
dem Beispiel Greta Thunbergs. Innerhalb weniger Wo-
chen formierte sich die Bewegung »Fridays for Future« 

(FFF), die dazu aufrief, freitags die Schule zu boykottie-
ren und für Klimaschutz zu demonstrieren.

Ihren Höhepunkt hatte die Bewegung am 20.9.2019, 
dem ersten sog. Globalen Klimastreik. Alleine für 
Deutschland wird eine Zahl von 1,3 Millionen Teilneh-
menden genannt. An vielen Orten waren es die größten 
Demonstrationen, die es in den letzten Jahrzehnten ge-
geben hatte. Es waren nicht nur Jugendliche, auch viele 
Ältere beteiligten sich. Die Erwartung war groß, dass sich 
Politik und Wirtschaft nun nicht mehr umhinkämen und 
endlich wirksame Maßnahmen beschließen müssten. 



21Arbe iterpolit ik Nr . 1 / 2  ·  januar 2021

Andere Aktive haben sich radikalisiert und politisch 
nach links bewegt. Sie propagieren »systems change – 
not climate change« und treten für »Klimagerechtigkeit« 
ein. Mit diesem Begriff soll zweierlei zum Ausdruck ge-
bracht werden: Die Reduktion der CO2-Emmissionen soll 
nicht in allen Ländern im gleichen Umfang erfolgen. Es 
müsse berücksichtigt werden, wie hoch die Emissionen 
pro Kopf sind. Das heißt, in den hoch industrialisierten 
Ländern mit hohem CO2-Ausstoß müsse der Verbrauch 
fossiler Energien stärker eingeschränkt werden, als in 
weniger industrialisierten Ländern. Andererseits wird 
sich mit dem Begriff der Klimagerechtigkeit von sol-
chen Strömungen distanziert, die die CO2-Emmissionen 
durch Verteuerung der Energieträger reduzieren wollen. 
Reiche könnten dann ihren aufwändigen Lebensstil pro-
blemlos fortführen, während sich die unteren Schichten 
der Gesellschaft stark einschränken müssten. Sie verbin-
den den Klimaschutz mit der sozialen Frage, auch um 
die Akzeptanz ihres Anliegens bei weniger Betuchten zu 
erhöhen.

Die Vertreter*innen der Klimagerechtigkeit verbin-
den ihre Position in der Regel auch mit einer Kritik des 
Kapitalismus. Dieser Begriff wird jedoch oft mehr als 
Provokation gebraucht oder dient der moralischen Ver-
urteilung. Kapitalismus gilt zum Teil auch als Ideologie, 
die es zu bekämpfen gelte. Klassenherrschaft, Mehrwert-
produktion oder Produktionsverhältnis sind keine Beg-
riffe, die zur Beschreibung der bürgerlichen Gesellschaft 
benutzt werden.

Allerdings gibt es kaum Bereitschaft, sich theoretisch 
intensiver mit den Grundlagen des Kapitalismus ausein-
anderzusetzen. Die Radikalisierung vollzieht sich eher in 
der Form zunehmender Militanz. Beispiele hierfür sind 
die Blockade von Braunkohleabbau und -kraftwerken bei 
den Aktionen von »Ende Gelände« oder der Widerstand 
gegen die Abholzung des Dannenröder Forsts in Nord-
hessen für den Bau einer Autobahn. Mit zunehmender 
Politisierung wurden auch neue Themen entdeckt. An-
tifaschismus, Fluchtbewegungen, Antirassismus und 
Feminismus gehören mittlerweile zum festen Bestand-
teil der Politik des linken Flügels der Bewegung.

Auch eine Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften 
wird angestrebt. Für die Tarifrunde Nahverkehr gab 
es Kontakte und Absprachen zwischen FFF und verdi. 
Streiks im Nahverkehr sollten genutzt werden, um die 
Notwendigkeit einer Verkehrswende zu propagieren 
und die Bedeutung guter Arbeitsbedingungen in diesem 
Sektor deutlich zu machen. Als FFF am 25.9.2020 zum 
internationalen Aktionstag aufrief, war die Tarifrunde 
Nahverkehr bereits am Laufen und es gab keine Frie-
denspflicht. Verdi rief die Beschäftigten des Nahverkeh-
rs jedoch nicht zur Teilnahme an diesen Aktionen auf, 
sondern setzte ihre Warnstreiks für den Dienstag der Fol-
gewoche an. Zu den Streikversammlungen erschienen 
dann teilweise Delegationen von FFF und drückten ihre 
Solidarität aus, gemeinsame Aktionen wurden so aber 
verhindert.

Es ist jedoch zu erkennen, dass der radikalere Teil 
von FFF auch die Lage der Lohnabhängigen im Blick hat 
und den Klimaschutz nicht auf ihre Kosten durchsetzen 
will. Hier gibt es Ansätze zur Zusammenarbeit.

14.12.2020  n

Doch die Verantwortlichen ließen sich dadurch kaum be-
eindrucken. Zwar gab es Gipfeltreffen und Konferenzen 
zum Thema Klimaschutz, die dabei erzielten Ergebnisse 
zeigen jedoch vor allem den Willen, so weiterzumachen 
wie bisher.

Wie bei allen sozialen Bewegungen, die keinen un-
mittelbaren Erfolg erringen können, führte diese Erfah-
rung auch bei »Fridays for Future« einerseits zu Resigna-
tion und andererseits zu einem Differenzierungsprozess 
unter den weiterhin Aktiven. Die Demonstrationen zum 
zweiten internationalen »Klimastreik« im November 
waren zwar immer noch sehr groß, doch hatten daran 
schon deutlich weniger Menschen teilgenommen als im 
September. Gerade unter den Schüler*innen sahen viele 
keinen Sinn mehr in solchen Demonstrationen.

Corona führte bei FFF wie auch bei anderen Initia-
tiven zu einer Lähmung. Große Demonstrationen waren 
nicht möglich, aber auch die Kommunikation zwischen 
den Aktiven war sehr erschwert. Ein Aktionstag im April 
2020 fand hauptsächlich online statt und fand in der Öf-
fentlichkeit wenig Beachtung. Am 25.8. rief FFF erstmals 
wieder zu größeren Aktionen auf. Die Beteiligung war 
für die Organisierenden zwar zufriedenstellend, insge-
samt waren es aber deutlich weniger als noch im Novem-
ber 2019. Immer mehr Schüler*innen stellen den Sinn 
solcher Demonstrationen infrage, zumal im Frühjahr 
durch den Corona-Lockdown sowieso schon viel Unter-
richt ausgefallen war und sie durch die Teilnahme nicht 
noch mehr Unterricht versäumen wollten.

Wesentlicher dürften aber die Entwicklungen bei FFF 
selbst sein. Viele besuchen mittlerweile nicht mehr die 
Schule, studieren, machen eine Lehre oder Bundesfrei-
willigendienst. Unter den nachfolgenden Jahrgängen fin-
den sich nicht mehr so viele Aktive. Die Anziehungskraft 
der Bewegung hat nachgelassen.

Verschärfend kommt hinzu, dass es unter den ver-
bliebenen Aktivist*innen große politische Differenzen 
gibt. Die Passivität der Politik und die geringen Erfolge 
der Demonstrationen führten zu unterschiedlichen po-
litischen Schlussfolgerungen. Als Konsequenz will ein 
Teil selbst in der Politik mitmischen, bevorzugt natürlich 
bei den Grünen, aber auch bei anderen Parteien oder mit 
selbständigen Kandidaturen in einzelnen Wahlkreisen. 
Die Integration in das politische System ist hierbei zu 
erwarten.
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neuen Haltestellen und Linien sind Voraussetzung für 
das Gelingen der Mobilitätswende.

Dafür braucht es gute Arbeitsbedingungen für die 
Beschäftigten im öffentlichen Nahverkehr: ausreichende 
Personalausstattung und gute Bezahlung. Die Arbeitgeber 
haben in den laufenden Tarifverhandlungen die Chance 
einen ersten Schritt zu machen, indem sie bundesweit 
attraktive Arbeitsbedingungen schaffen. Leider geben sie 
bisher kein Signal, dies auch zu tun.

Es ist deshalb nachvollziehbar und notwendig, dass 
Beschäftigte gemeinsam mit der Gewerkschaft ver.di mit 
Warnstreiks auf den Stillstand bei den Verhandlungen 
reagieren. Als Fahrgäste sind Streiks im Nahverkehr für 
uns alle zunächst natürlich anstrengend, aber wir alle 
profitieren von ausgeruhten und gut entlohnten und 
damit motivierten Bus- und Bahnfahrer*innen. Wir 
unterstützen die Bus- und Bahnfahrer*innen in ihrem 
Kampf für bessere Arbeitsbedingungen: Volle Solidarität 
mit unseren Klimaretter*innen! (…)

Unterzeichner*innen:
Fridays for future Germany, Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland (BUND), Campact, BUNDjugend, 
Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG), Natur-
freunde, attac, PowerShift e.V., Sand im Getriebe, Ende 
Gelände, DGB-Jugend Niedersachsen- Mitte, Parents for 
future München, Aktionsbündnis gegen Stuttgart 21, 
Students for future Hannover, JANUN Hannover, Bünd-
nis Verkehrswende Köln, Parents for future, Bamberg, 
Naturfreundejugend Niedersachsen, Health for future 
Leipzig, Changing Cities und 20 weitere Organisationen.

Wenn wir die Klimakatastrophe noch stoppen wollen, 
müssen wir den Autoverkehr deutlich reduzieren. Nur 
mit einem guten öffentlichen Nahverkehr können die 
CO2-Emissionen im Verkehr deutlich verringert und da-
mit dafür gesorgt werden, dass der Verkehrsbereich end-
lich seinen Beitrag zur Einhaltung der Pariser Klimaziele 
beiträgt. Gute Bus- und Bahnanbindung mit kurzen War-
tezeiten, verlässlichen Anschlüssen, dichterer Taktung, 

Fridays for Future begann in Deutschland im Winter 
2018/19 als unbequeme, kompromisslose Bewegung. Sie 
entstand aus dem Frust über das Versagen im Umgang 
mit der Klimakrise und den Kompromissen, die bspw. 
Umweltorganisationen machen mussten.

(…) Am 20.9.2019 hatte die Mobilisierung ihren bis-
herigen Höhepunkt, in Deutschland haben 1,3 Millionen 
Menschen demonstriert.

(…) Im Laufe der Coronakrise hat Fridays for Futu-
re Deutschland viel Aufmerksamkeit verloren. Trotz des 
Netzstreiks am 24.4., der sich um Parallelen zwischen 
Corona- und Klimakrise drehte, wurden die Inhalte nicht 
verschärft und keine radikale Systemkritik geäußert. Es 
wurden nur der offizielle bundesweite Livestream und 
die Plakataktion vor dem Bundestag von den bundeswei-
ten FFF Kanälen beworben. Andere Ortsgruppen, die 
offline kreative, coronakonforme Aktionen machten, be-
kamen keine Bühne.

Fridays for Future Deutschland hat sich inhaltlich 
wenig weiterentwickelt. Der Fokus liegt hauptsächlich 

auf der Energiewende und dem Kohleausstieg, wäh-
rend soziale Aspekte, die den Begriff Klimagerechtigkeit 
ausmachen, vernachlässigt werden. Die Bewegung geht 
immer mehr Kompromisse mit der Politik ein, wenn be-
kannte Gesichter wie Luisa Neubauer mit Merkel hinter 
verschlossenen Türen reden oder Jakob Blasel für die 
Grünen kandidiert.
Wir sehen die Zukunft von Fridays for Future Deutsch-
land in einer inhaltlichen Zuspitzung und darin mit 
neuen, radikaleren Methoden effektive politische Ver-
änderung zu erwirken, anstatt mit der Politik zu reden. 
Wir müssen wieder kompromisslos werden und uns mit 
Menschen zusammenschließen, die sich für eine sozial 
gerechte Zukunft einsetzen, z.B. BIPOC-Aktivist*innen 
(»Black, Indigenous, and People of Colour«) und Ge-
werkschaften. Es ist notwendig, auch in unserer bun-
desweiten Struktur Hierarchien abzubauen, um mehr 
Ortsgruppen und damit vielfältigen, antirassistischen, 
antifaschistischen und feministischen Inhalten Gehör 
zu verschaffen.

Erklärung von Fridays for Future in Darmstadt:

Solidaritätserklärung mit den streikenden Beschäftigten im ÖPNV

Solidaität mit den Streikenden im Nahverkehr
Quelle: Fridays for Future, Leipzig
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•	Juni und November 2011, Britz: Das Anton-Schmaus-
Haus, Treffpunkt für Kindergruppen und Jugendliche 
der Falken, wird angezündet; das erste Mal vermutlich 
aus Rache für Aktionen von Antifaschisten gegen die 
NPD, womit allerdings die Falken nichts zu tun hatten.

•	Ab September 2011, Britz: Insgesamt sieben Mal werden 
Haus und Auto der Familie S. in der Hufeisensiedlung 
attackiert, nachdem Frau S. sich geweigert hatte, NPD-
Wahlpropaganda entgegen zu nehmen. Das war übri-
gens der Anlass zur Gründung der solidarischen An-
wohnerinitiative ‚Hufeisern gegen Rechts‘, die seitdem 
sehr erfolgreich antifaschistische Arbeit macht.

•	Zwischen Juni 2016 und Februar 2018 werden in Rudow, 
Britz und der Gropiusstadt, den südlichen Stadtteilen 
von Neukölln, immer wieder Autos zu nächtlicher Stun-
de angezündet. Betroffen sind Bezirksverordnete der 
SPD, Aktive in der Flüchtlingshilfe, Mitarbeiter*innen 
der Falken, ein IG Metaller, ein Kommunalpolitiker der 
Linkspartei, ein Buchhändler und andere Menschen, 
die sich links, antirassistisch oder gegen Rechtsextre-
mismus engagieren.

•	Dezember 2016, Rudow: Bei der Buchhandlung Lepo-
rello fliegen Steine in das Schaufenster, das Auto des 
Eigentümers geht in Flammen auf. In der Buchhand-
lung hatte Tage zuvor eine Veranstaltung mit dem Titel 
»Was tun gegen die AfD? Aufstehen gegen Rassismus« 
stattgefunden.

Im Berliner Bezirk Neukölln wurden ein Jahrzehnt lang 
Immigranten und Menschen, die sich gegen Rassismus 
und Rechtsextremismus engagieren, attackiert. Sie wur-
den verprügelt, auf der Straße und am Telefon bedroht, 
die Scheiben ihrer Häuser, Läden und Cafés und Bü-
ros wurden eingeworfen und mit Morddrohungen be-
schmiert, ihre Autos und Häuser angezündet. Auf Grund 
des Zeitpunktes, zu dem sie begangen wurden, und der 
verwendeten Materialien tragen die Taten eine eindeu-
tige Handschrift und können einer bestimmten Gruppe 
von Neonazis zugeordnet werden, die von Rudow aus 
operieren, einem Stadtteil im Süden Neuköllns. Die 
Hauptverdächtigen sind 1. Sebastian T. (34), wegen Ge-
walttaten vorbestraft, zeitweilig Bezirksvorsitzender der 
NPD, 2016 aus dem Gefängnis entlassen, kurz bevor die 
ersten Autos brennen 2. Tilo P. (37), gehörte dem AfD-
Bezirksvorstand an, und 3. Julian B., Wahlkandidat der 
NPD, auch polizeibekannt.

2011 veröffentlichte diese Gruppe auf ihrer Internet-
seite ein Foto, auf dem sie sich hinter einem Transparent 
versammelt hat mit der Aufschrift: »Linke Strukturen 
Angreifen und Vernichten! Wo bleibt euer Widerstand? 
Bei uns startet schon der Angriff!« (Rechtschreibung im 
Original) 
Im Folgenden listen wir einige der über 70 Taten auf, da-
runter 23 Brandanschläge, die bisher nicht aufgeklärt 
sind, aber der Gruppe zugeordnet werden.

n	 Der Neukölln-Komple x :

Neonazis terrorisieren, die Behörden schauen zu

Solidaritätskundgebung für die Betroffenen am 3. Februar 2018 vor dem Neuköllner Rathaus
Kappa-Photo / Umbruch-Bildarchiv
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geführt. Der Tagesspiegel bedauerte: »Die Männer hat-
ten Überblick über die rechte Szene des Bezirks, statten 
Vorbestraften Besuche ab, waren bei Aufmärschen und 
kannten Plätze wie den U-Bahnhof Rudow, an denen 
sich Nazis trafen.« (05.03.2017) Auch etliche Engagier-
te, z. B. aus der Anwohnerinitiative ‚Hufeisern gegen 
Rechts‘, hatten Vertrauen in die EG Rex und forderten 
ihre Wiedereinsetzung, was auch im März 2017 unter 
dem neuen Innensenator Geisel (SPD) erfolgte.

•	Am 13.08.2020 enthüllte die »taz«, dass der Polizist K. 
der EG Rex wegen einer rassistisch motivierten Gewalt-
tat gegen einen Asylbewerber vor Gericht steht. Dieser 
Beamte hatte jahrelang Kontakte zu Betroffenen und 
Unterstützern und konnte jede Menge Informationen 
sammeln. Da erscheinen die Besuche des Polizisten K. 
bei den Neonazis in ganz neuem Licht.

•	2017: Der leitende Staatsanwalt des Staatsschutzes be-
kundete dem Neonazi P. gegenüber seine Sympathie 
für die AFD, was diesem natürlich ein heimeliges Ge-
fühl vermittelte. P. teilte sich darüber einem Kumpan 
der AfD mit. Dieser Chat wurde vom Verfassungsschutz 
aufgezeichnet und dadurch einem zweiten mit den 
Neuköllner Fällen befassten Staatsanwalt bekannt. Der 
wiederum behielt das lange für sich. Als dies heraus-
kam, konnte die Polizeipräsidentin dann nicht umhin, 
beide Staatsanwälte schließlich im August 2020 zu ver-
setzen, damit nicht weiteres Vertrauen verspielt werde.

•	2018: Auswärtige Verfassungsschützer, die zur Über-
wachung bekannter Neonazis unterwegs waren, be-
obachteten, wie diese das spätere Opfer Ferat Kocac 
ausspionierten. Die Observierer gaben ihre Beobach-
tungen zwar an die Polizei weiter, aber der Betroffene 
wurde nicht gewarnt. Einige Tage später ging sein Auto 
in Flammen auf, das Feuer griff auf das Haus über. Es 
konnte gestoppt werden, kurz bevor es die Gasleitung 
zerstört hätte. Die Familie entging nur knapp der Kata-
strophe.(vgl. Liste oben: Februar 2018)

Nord-Neukölln: Sechs Häuser werden mit Morddro-
hungen gegen dort wohnende Antifaschist*innen be-
schmiert. Nach demselben Muster wurden auch im Fe-
bruar 2017 sechs Häuser beschmiert und im März 2019 
vier Häuser.
November 2017, Britz und Nord-Neukölln: Insgesamt 16 
»Stolpersteine« für Ermordete des Nazi-Regimes wurden 
in der Nacht vom 6./7. 11. ausgegraben und verschwan-
den für immer, konnten aber mit Hilfe einer Spendenak-
tion schnell ersetzt werden.
Zwischen Dezember 2018 und Juni 2020 wurden mehr-
fach in Nord-Neukölln in der Wildenbruchstr. (viele 
Anwohner mit Migrationsgeschichte) Hauseingänge, ein 
Imbiss, ein Späti, Läden und Lokale attackiert, in Brand 
gesteckt, mit Hakenkreuzen und SS-Runen beschmiert 
und Reifen zerstochen.
Oktober 2019 und Juni 2020, Nord-Neukölln: Die bekann-
te Konditorei Damaskus in der Sonnenallee wird mit 
Nazi-Symbolen beschmiert, Schaufenster werden einge-
worfen, ein Lieferwagen brennt ab.

Statt aufzuklären –  
die Ermittler verharmlosen und vertuschen

•	2005: Auf der Internetseite nw-berlin.net werden Hun-
derte Namen, Fotos und Adressen von Personen, Läden 
und Lokalen veröffentlicht, die den Neonazis ein Dorn 
im Auge sind. Die Polizei sieht »keine Anhaltspunkte 
für eine konkrete Gefährdung« und stellt alle Verfah-
ren ein. Betroffenen von Attacken auf ihre Büros, Läden 
und Wohnungen wurde empfohlen, doch die Jalousien 
runterzulassen.

•	2016: Unter dem Innensenator Henkel (CDU) wird die 
Ermittlungsgruppe Rechtsextremismus (EG Rex), be-
stehend aus drei Neuköllner Beamten, aufgelöst mit 
der Begründung, der Überwachungsdruck hätte zu ei-
ner deutlichen Reduzierung rechtsextremer Straftaten 

Die Morde an Burak Bektas und Luke Holland passen 
zwar nicht in das Täterprofil der Rudower Bande, sollen 
hier aber erwähnt werden, weil sie zeigen, was passiert, 
wenn Rassisten nur einen kleinen Schritt weiter gehen. 
Beispiele für rechtsextreme Morde gibt es in Deutsch-
land zuhauf, laut Langzeitrecherche des Tagesspiegel 
vom 1.10.2020 sind es 187 seit 1990.

5. April 2012 in der Gropiusstadt, Rudower Straße: 
Burak Bektas ist in der Nacht mit Freunden unterwegs. 
Ein Mann tritt auf die Gruppe zu und schießt, ohne ein 
Wort zu sagen, mit einer Pistole. Drei Männer brechen zu-
sammen, der 22jährige Burak überlebt nicht. Der Mörder 
entkommt unerkannt. Die Staatsanwaltschaft ermittelt 
nach dem Muster der NSU-Morde »in alle Richtungen«, 
kann aber keinen Täter präsentieren. Durch welche Waf-
fe Burak getötet wurde, hat die Polizei bis heute nicht be-
kannt gegeben. Mittlerweile ist das Verfahren praktisch 
eingestellt, wenn auch die Rechtsanwälte der Familie ab 

und zu hinhaltende Auskünfte bekommen. Durch ein 
Denkmal und Demonstrationen wird das Andenken an 
Burak wach gehalten.
20. September 2015 Nord-Neukölln, Ringbahnstraße: 
Vor einer Kneipe telefonierte der 31jährige Brite Luke 
Holland auf Englisch. Der 63jährige Rolf Zielezinski er-
schoss Luke ohne Vorwarnung mit einer Schrotflinte. Z. 
und Luke kannten sich nicht und haben auch nicht mit-
einander gesprochen. Z. hatte sich zuvor abfällig darü-
ber geäußert, dass in seiner Stammkneipe seit geraumer 
Zeit mehr Englisch und Spanisch als Deutsch gespro-
chen werde. In der Wohnung von Z. fanden sich Waf-
fen und Nazi-Devotionalien einschließlich einer Hitler- 
Büste. Die sichergestellte Pistolenmunition könnte zu 
den Schüssen auf Burak Bektas passen. Eine Verbindung 
zu diesem Fall wurde aber nicht gezogen. Für das Ge-
richt, das Z. zu 11 Jahren Haft verurteilte, war dieser Ne-
onazi eine Art Antiquitätensammler und seine Tat ein 
Mord ohne Motiv.

Zwei rassistisch motivierte Morde in Neukölln
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Smoltczyk fand es »äußerst irritierend«, dass die Polizei 
die betreffenden Beamten nicht nennen will. (Tagesspie-
gel, 14.08.20)

»Wir wissen doch alle, wer die Autos anzündet 
(…) Aber keiner kann es T. nachweisen.«1

Wenn das der Neonazi Tilo P. einem Ermittler am 5. Fe-
bruar 2018 nach einer Vernehmung ins Gesicht sagt, 
dann ist das rotzfrech und spricht dafür, dass sich die 
Bande sicher fühlt. Wenn aber der Berliner Innensena-
tor Geisel bei der Vorstellung des Abschlussberichts der 
polizeilichen Untersuchungskommission Fokus nach 
eineinhalb Jahren ihrer Tätigkeit am 26. September 2020 
sinngemäß dasselbe sagt, dann ist es eine Offenbarung. 
Der Tagesspiegel schreibt: »Die Ermittler haben mehr als 
70 Fälle – Brandanschläge, Schmierereien, Drohungen 
– aufgerollt. Zwar halten sie die Neonazis Sebastian T., 
Tilo P. und Julian B. für die Täter, können es aber nicht 
nachweisen.«2

Anscheinend traut aber der Senator selbst seiner Poli-
zei nicht, denn er hat angekündigt, dass er eine externe 
Sonderermittlungsgruppe berufen werde, die die An-
schlagsserie erneut untersuchen und auch prüfen solle, 
ob es Netzwerke zwischen Rechtsextremisten und Er-
mittlern gibt. Die Sonderermittler werden ordentlich zu 
tun haben, hat doch der Bericht des ARD-Magazins ‚Mo-
nitor‘ vom 01.10.2020 aufgedeckt, dass 25 Beamte einer 
Berliner Polizeiwache über drei Jahre lang rassistische 
und menschenverachtende Chats ausgetauscht haben. 
Es dürfte niemanden wundern, wenn es sich dabei um 
die Rudower Wache handelt, in der der Polizist K. wei-
ter seinen Dienst leistet. (vergleiche Tagesspiegel vom 
27.09.2020)

Zehn Jahre Ermittlungsarbeit haben ein mageres Er-
gebnis, eine Anklage wegen nächtlichen Sprühens. Das 
macht nicht nur die Betroffenen wütend, damit machen 
sich die Verfolgungsbehörden unglaubwürdig. Dies kann 
auch die bürgerlich-liberale Öffentlichkeit nicht durch-

1	 Tagesspiegel, 27.09.20
2	 Tagesspiegel, 27.09.20

•	2020: Das dürftige Ergebnis der Tätigkeit dreier poli-
zeilicher Ermittlungsgruppen ist eine Anklage gegen T. 
und P. wegen zwölf nächtlicher Schmierereien (»MORD 
AN HESS« mit SS-Runen) im August 2017 aus Anlass 
der Wiederkehr des Todestages von Rudolf Heß, dem 
Stellvertreter Hitlers. Zum Prozessauftakt im August 
2020, immerhin drei Jahre nach den Taten, hatten ei-
nige Polizei-Zeugen aber keine volle Aussagegenehmi-
gung ihrer Behörde. Daraufhin brach die Richterin den 
Prozess ab und die Angeklagten wurden erst mal wie-
der nach Hause entlassen.

Wenn es gegen Linke geht oder solche, die man dafür hält, 
zeigt die Staatsanwaltschaft mehr Eifer. Sie schämte sich 
nicht, im August 2020 zwei Menschen anzuklagen, sie 
hätten den Zeugen Sebastian T. in seiner Ehre verletzt. 
Die Angeklagten hätten in Rudow ein Plakat aufgehängt, 
auf dem T. und ein weiterer Neonazi als verantwortlich 
für Anschläge, Propaganda, Übergriffe und Mordver-
suche in Neukölln bezeichnet wurden. Der Versuch der 

Staatsanwaltschaft den mehrfach vorbestraften Seba-
stian T. vor »übler Nachrede« zu beschützen, schlug zum 
Glück fehl. Die Angeklagten wurden frei gesprochen. 
(Tagesspiegel, 13.08.20)

Die Berliner Datenschutzbeauftragte M. Smoltczyk 
stellte fest, dass Beamte des LKA aus dem Polizeicom-
puter Daten über in Neuköllner wohnende Adressaten 
rechtsextremer Morddrohungen (»für … Kopfschuss«) 
ohne ersichtlichen dienstlichen Bezug abgefragt hatten. 

Sebastian T. – ein Sozialschmarotzer
Das, was alle Rassisten gerne den Asylsuchenden 
vorwerfen, nämlich dass sie das Sozialsystem aus-
nutzen, hat T. versucht. Er hat einen nicht-existenten 
Garten- und Landschaftsbaubetrieb gemeldet und 
sich im Mai 5000 Euro Corona-Hilfe von der Investi-
tionsbank Berlin auszahlen lassen. (vergleiche Tages-
spiegel vom 10.09.2020) Man sollte ihn abschieben! 
Aber wohin?

Protest gegen rechten Terror und schleppende Ermittlungen am 3. Februar 2016                                 Foto: Heba / Umbruch-Bildarchiv



 genfiebern. Es gibt keine faschistische Massenbewegung, 
die vergleichbar wäre mit den 1920er und 30er Jahren. 
Aber die Faschisten haben auch heute eine Funktion; sie 
vertiefen die Spaltung der Bevölkerung. Als Anknüp-
fungspunkte dienen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Antisemitismus. Alle Formen des solidarischen Mit-
einanders über Grenzen der Herkunft, des Geschlechts, 
der Religion usw. hinweg sind ihnen verhasst und ihr 
schlimmster Feind ist die organisierte Arbeiterklasse. 
Gegen all das richtet sich die Propaganda der heutigen 
Faschisten, die sich in den Reihen der AfD breit machen. 
In diesem Rahmen haben Banden wie die Neuköllner Ne-
onazis ihre Funktion. Sie flankieren mit ihrem Terror die 
Auftritte in den Parlamenten, bei Pegida usw. Sie sollen 
einschüchtern und die antikapitalistische Linke in Atem 
halten. Das lenkt diese von ihrem Hauptgegner ab, dem 
Kapital und seinen politischen Vertretern. Die Gefahr 
für die bürgerliche Demokratie besteht darin, dass deren 
Fassade Kratzer kriegt, weil sie ihre Bürger nicht schützt 
und die Terroristen und potentielle Terroristen zu lange 
gewähren lässt und zu milde bestraft.

gehen lassen. Die Linkspartei hat sich deshalb die For-
derung der Neuköllner Aktiven nach einem parlamen-
tarischen Untersuchungsausschuss zu eigen gemacht 
und auch Geisel will einen solchen nicht mehr ganz 
ausschließen. Darauf zu hoffen, dass das Parlament die 
Verbindungen des staatlichen Sicherheitsapparats zu 
den Faschisten vollständig aufdecken wird, wäre eine 
Illusion. Ein solcher Ausschuss wird bestenfalls so viel 
Licht in dieses Dunkel bringen, dass das Vertrauen in die 
Sicherheitsorgane wieder hergestellt ist. Wer dabei hin-
derlich ist, wer sich allzu offensichtlich mit denen einge-
lassen hat, die zur Unzeit neue SA spielen, wird aus dem 
Verkehr gezogen.

Sind Neonazis eine Gefahr für den Staat?

Solange keine fundamentale Krise die politische Herr-
schaft der Kapitalistenklasse erschüttert, mag das Geba-
ren der Faschisten wie aus der Zeit gefallen erscheinen. 
Da können sie noch so viele Sonnwendfeiern veranstal-
ten, mit ihren Reichsfahnen wedeln und dem Tag X entge-

Du hast den Brandanschlag auf Dich schon erwähnt. Der 
Verfassungsschutz hatte die mutmaßlichen Täter vorher 
beobachtet und die Polizei informiert. Diese unternahm 
aber nichts.

Die mutmaßlichen Täter waren über längere Zeit 
vom Verfassungsschutz observiert worden. Man wusste 
die ganze Zeit, dass ich ein Anschlagsziel bin. Es gibt 
Tonbänder, auf denen festgehalten ist, wie sie versuchen, 
herauszufinden, wo ich wohne. Und es gibt Tonbänder, 
die nachweisen, dass sie das herausgefunden haben. 
Trotzdem wurde ich von der Polizei nicht gewarnt. Die 
Begründungen dafür sind mir schleierhaft: Die erste 
lautete, dass ich nicht als gefährdet angesehen worden 
sei, weil ich mich nicht gegen rechts und für Geflüchtete 
eingesetzt hätte. Das stimmt nicht, ich bin seit 2016 im 
Bündnis »Aufstehen gegen Rassismus« aktiv. Die zweite 
Begründung war, dass der Polizeicomputer mich nicht 
identifizieren konnte, weil die mutmaßlichen Täter mei-
nen Namen falsch geschrieben hätten. Auch das ist Un-
sinn, der Polizeicomputer findet auch ähnliche Namen, 
das hat ein Journalist inzwischen auch überprüft. Die 
dritte Ausrede hieß dann, beim Verfassungsschutz ginge 
Quellenschutz vor Opferschutz. Aber der Verfassungs-
schutz hat nach eigener Aussage freigegeben, dass ich 
geschützt hätte werden können.

Meine Angst hat sich verschoben von den Nazis hin 
zu den Sicherheitsbehörden. Das ist ein Riesenproblem. 
Ich habe Angst, wenn vor dem Haus meiner Eltern ein 
Polizeiwagen steht. Ich glaube, von Rassismus Betroffene 
fühlen sich generell nicht sicher gegenüber der Instituti-
on Polizei. Das fängt schon beim Racial Profiling bei Poli-
zeikontrollen an. Kürzlich kam heraus, dass ein Polizist, 
der während der ersten Anschlagsserie Informationen an 
den Täterkreis weitergegeben hat, einen Geflüchteten zu-
sammengeschlagen und rassistisch beleidigt hat. Der lei-

tende Staatsanwalt hat den Aspekt des Rassismus aus der 
Anklageschrift gelöscht. Inzwischen wurde der Geflüch-
tete mit dem Segen des Innensenators abgeschoben, ohne 
dass der Fall aufgeklärt wurde. Ein Skandal reiht sich an 
den nächsten und der Innensenator kommt nicht voran 
mit immer neuen Ermittlungsgruppen. Die logische Fol-
ge ist, dass wir uns überlegen, wie wir uns selbst schüt-
zen. Ich bin auch deswegen so aktiv, weil ich den Schutz 
in der Öffentlichkeit suche. Direkt nach dem Anschlag 
auf mich haben Gruppen wie das Bündnis »Neukölln ge-
gen rechts« und »Aufstehen gegen Rassismus« Kundge-
bungen organisiert und Opferberatungsstellen haben mir 
erklärt, was sie über die Hintergründe wissen.

Oft werden rechte Beamte von politisch Verantwort-
lichen als Einzelfälle heruntergespielt. Wie bewertest Du 
die Verstrickung von Polizei, Verfassungsschutz und Ju-
stiz in die Neuköllner Anschlagsserie?
Über wie viele Einzelfälle müssen wir reden, bis sie kei-
ne Einzelfälle mehr sind? Die Frage ist, ob die Einzelfälle 
in Verbindung stehen. Wir wissen, dass der Polizist, der 
Infos an die Nazis weitergegeben hat, auch Verbindungen 
zur AfD hat. Warum bekommen Aktivisten in Berlin 
Morddrohungen mit der Unterschrift NSU 2.0., die von 
einem Polizeicomputer in Hessen verschickt wurden? 
Darum fordern wir einen Untersuchungsausschuss, um 
diese Verstrickungen unter die Lupe zu nehmen. Es gibt 
zum Beispiel einen Berliner LKA-Beamten, der zum 
NSU-Untersuchungsausschuss in Thüringen eingeladen 
wurde, weil er einen V-Mann geführt hatte, der in Sach-
sen in den Kauf von Sprengstoff für den NSU verstrickt 
war. Und es gibt auch in Berlin die Tatsache, dass über 
den Polizeicomputer Daten abgerufen wurden, mit denen 
Drohungen versendet wurden. Es ist schon krass, was 
einzelne investigative Journalisten und Antifa-Recher-
chegruppen zusammengetragen haben.
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aber Beschwerde ein, sodass sich allein der Verdächtige 
P. über dieses Weihnachtsgeschenk freuen darf. (vgl. 
Tagesspiegel vom 24.12.20) Auf twitter verkündete die 
Staatsanwaltschaft vollmundig die »Aufklärung einer 
Serie mutmaßlich rechtsextremistisch motivierter Straf-
taten in Berlin Neukölln«. (zit. nach nd vom 23.12.20) 

Anscheinend haben die Justizbehörden vor, das The-
ma »Neukölln-Komplex« auf bewährte Weise zu erledi-
gen: Es werden zwei Täter präsentiert, die kriegen ihre 
verdiente Strafe und der Neukölln-Komplex verschwin-
det aus dem Fokus der Öffentlichkeit. Zig Straftaten blei-
ben ungesühnt, Hintergründe werden nicht beleuchtet, 
weitere Verdächtige des Neonazi-Terror-Netzwerks blei-
ben ungestraft, Verbindungen zur Polizei nicht unter-
sucht.

Ob die im Herbst 2020 eingesetzte Sonderermittlungs-
gruppe, bestehend aus einer ehemaligen Polizeipräsiden-
tin und einem ehemaligen Bundesanwalt, mehr Licht in 
das Dickicht aus Versäumnissen, Verstrickungen und 
Vertuschungen bringen wird, wird sich im Januar bzw. 
im Frühjahr 2021 zeigen. Dann sollen ein Zwischenbe-
richt und der Abschlussbericht vorliegen.

R.B. 04.12.2020  n
Was kann man tun?

Auf die Sicherheitsbehörden und die Justiz ist nur be-
dingt Verlass. Wenn man die Neonazibanden loswer-
den will, muss man sich selbst helfen. Mit ähnlichen 
Methoden zurückschlagen wie die Faschisten – damit 
würde sich die Linke diskreditieren. Den Angegriffenen 
solidarisch zur Seite stehen, Verflechtungen und Kum-
panei von Polizei, Armee, Staatsanwaltschaft usw. mit 
den Faschisten aufdecken – das ist der richtige Weg. In 
den vergangenen Jahren hat es zahlreiche Mahnwachen, 
Kundgebungen und Demonstrationen von engagierten 
Antifaschist*innen gegeben. Ohne diese beharrlichen 
Aktivitäten wären die Verbindungen zwischen den Straf-
verfolgungsbehörden und den faschistischen Tätern bis 
heute nicht bekannt geworden. Denn nicht nur Seehofer, 
auch die Innenminister der Länder und deren Polizeiap-
parat – selbst im rot-rot-grün regierten Berlin – versuchen 
rassistische, völkische und faschistische Einstellungen 
in ihren Reihen und deren Verbindungen unter den Tep-
pich zu kehren.

Nachtrag zum Artkel
Einen Tag vor Weihnachten hat die Generalstaatsanwalt-
schaft die beiden Hauptverdächtigen Sebastian T. und 
Tilo P. verhaften lassen. In den Ermittlungsakten haben 
sich offenbar doch noch Beweise finden lassen, die in 
bald 10jähriger Aufklärungsarbeit niemandem aufge-
fallen waren. T. und P. werden nunmehr zwei Brand-
stiftungen zur Last gelegt: bei dem Kommunalpolitiker 
der Linken K. und dem Buchhändler O. im Februar 2018 
(Neues Deutschland vom 23.12.20).

Die Beweise überzeugten zwar den Haftrichter, es 
läge tatsächlich dringender Tatverdacht vor, aber es gäbe 
mildere Mittel als U-Haft um der Fluchtgefahr zu begeg-
nen. Er wollte beide wieder laufen lassen. Im Falle von T. 
legte die Staatsanwaltschaft gegen die Haftverschonung 

Beiträge und Dokumente zur Diskussion: Der Aufstieg 
des Rechtspopulismus · Kampf gegen rechts – Aber wie?
Die politische Rechte in der Weimarer Republik und die 
Analysen der KPD-Opposition

Juli 2020 · 3,– Euro · Hrsg.: Gruppe Arbeiterpolitik

Antifa-Demonstration am 30.08.2020 in Rusow
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hingehend, dass es wohl doch zu einer Verurteilung auch 
wegen Gründung bzw. Mitgliedschaft in einer kriminellen 
Vereinigung kommen werde.

Ist politisch auch nachvollziehbar: Die bürgerliche 
Klasse braucht (historisch gesehen) die Nazis, um tatsäch-
liche oder drohende (Klassen-)Kämpfe kontrollieren zu 
können. Wir haben aber hier in Griechenland gerade kei-
ne großen Kämpfe. Die Regierung sitzt fest im Sattel, eine 
Opposition gibt’s eigentlich nicht. Es ist auch mittelfristig 
nicht absehbar, dass sich das ändern wird. Griechenland 
wird gerade eine moderne neoliberale Demokratie, wie 
wir sie auch in vielen anderen Ländern Europas und der 
Welt beobachten können. Nazis und sonstige Faschisten 
können da störend sein, was natürlich nicht heißt, dass 
man sie nicht eines Tages wieder hervorholt. […]

Sie brauchen die Nazis gerade auch nicht, um von 
rechts Druck auf die Regierung zu machen (so wie in 
Deutschland mit der AfD). Die Regierung ist rechts genug 
und hat ein paar hartgesottene Rechtsradikale in ihren 
Reihen. Vielleicht nicht gerade Höckes, aber zumindest 
Meuthens. Also waren und sind die Nazis momentan 
überflüssig. Man musste keine Werbung mehr für sie ma-
chen, auch nicht für die Wahlen letztes Jahr. Und so flo-
gen sie sang- und klanglos aus dem Parlament. Seitdem 
haben sie sich zwei-, dreimal gespalten. Ihre Bedeutung 
ist heute absolut marginal. Das bedeutet nicht, dass in 
Griechenland ein für allemal mit dem Faschismus aufge-
räumt wäre. Auch hier gibt es einen Bodensatz von ca. 20 
% der Bevölkerung, der sich eine rechtsradikale bzw. neo-
faschistische Partei wünscht. Das hat auch eine Umfrage 
von gestern wieder gezeigt: 80 % der Befragten freuten 
sich über die Verurteilung der Goldenen Morgenröte; 20 
% meinten, eine seriöse rechte (gemeint: rechtsradikale) 
Partei im Parlament sei vonnöten.«

Selbst der »Tagesschau« war die Verkündung des Urteils 
gegen die »Goldene Morgenröte« (Chrysi Avgi) am 7. Ok-
tober 2020 einen Bericht wert. Über die antifaschistische 
Kundgebung vor dem Gerichtsgebäude erhielten wir von 
einem Freund aus Athen dazu folgende Mail:

»Es war eindrucksvoll. Ich habe gestern in der Tages-
schau auch was von 15.000 Teilnehmenden gehört. Das ist 
weniger, als die griechische Polizei angibt, die von 20.000 
spricht. Wir waren wahrscheinlich fast dreimal so viele, 
irgendwas zwischen 50.000 und 60.000. Polizei und Medi-
en können das auch nicht richtig zählen, weil halt nicht 
nur die Alexandras-Strasse voll war, sondern auch alle 
angrenzenden Straßen. Obwohl normaler Arbeitstag: Ich 
kenne jede Menge Leute, die sich frei genommen haben. 
Einige hatten auch zum Streik aufgerufen, so z. B. die Ba-
sisgewerkschaft der NGO-Angestellten.

Das Urteil kam letztlich dann doch nicht mehr über-
raschend. Ich war eigentlich von Anfang an der Ansicht, 
dass sie denen nie die kriminelle Vereinigung anhängen 
würden. So ja auch die Staatsanwältin noch Anfang des 
Jahres, die insoweit Freispruch beantragte. Aber der Wind 
hat sich seit dem Februar gedreht durch die Kampagne 
‚Sie sind nicht unschuldig – die Nazis ins Gefängnis‘. Eine 
sehr gut aufgezogenen Kampagne, die unglaublich viele 
Leute erreicht hat. Das führte dann dazu, dass auch die 
Mainstream-Medien, die ja hier bekanntlich weitgehend 
(durch die fetten staatlichen Zuschüsse) ‚gleichgeschal-
tet‘ sind, umgeschwenkt haben. Als dann am Samstag 
auch noch die Efsyn (viel gelesene ‚linke‘ Zeitung) einen 
Titel hatte, in dem alle, tatsächlich alle Vorsitzenden der 
im Parlament vertretenen Parteien einschließlich des 
rechten Samaras (Ministerpräsident zum Zeitpunkt des 
Mordes an Fyssas 2013), sich für eine Verurteilung aus-
gesprochen haben, änderte auch ich meine Meinung da-

n	 korrespondenz : Goldene Morgenröte wird zur kriminellen Organisation erkl ärt 

Die Faschisten werden nicht mehr gebraucht –  
zumindest vorerst

Kundgebung vor dem Gerichtsgebäude anlässlich der Verkündung des Urteils gegen die Chrysi Avgi am 7. Oktober 2020
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rers zu erheben. Wer sich weigerte, wurde aus dem Saal 
geworfen. Michaloliakos verkündete: »Griechische Bür-
ger brauchen keine Angst vor uns zu haben, die einzigen, 
die Angst vor uns haben müssen, sind Verräter.«

In einer Rede vor mehreren hundert Anhängern am 
26. August 2012 erläuterte Michaloliakos seine Haltung 
zum griechischen Parlament, in dem die Chrysi Avgi 18 
Sitze innehatte: »Wir fühlen uns dort unwohl. Wir fühlen 
uns angewidert. Wenn sie [die Kritiker der CA] möchten, 
können wir das Parlament jederzeit verlassen und auf die 
Straße gehen. Dann werden sie sehen, was Sturmtruppen 
bedeuten, was Kampf bedeutet und was es bedeutet, die 
Bajonette zu schärfen.« Seine Anhänger antworteten mit 
der Parole: »Lass es brennen, lass das Bordell des Parla-
ments brennen.«2

Der Wahlerfolg der Chrysi Avgi verschaffte ihr nicht 
nur eine parlamentarische und mediale Bühne, sondern 
auch die notwendigen finanziellen Zuwendungen, um im 
gesamten Land neue Parteibüros zu eröffnen. Sie dienten 
als Stützpunkte, um den Einfluss der faschistischen Par-
tei auszuweiten und den Terror gegen ihre politischen 
Gegner zu organisieren. Den Athener Stadtteil Pantelei-
monas, in dem viele migrantische Familien leben, hatte 
die Chrysi Avgi zu ihrem Revier erklärte. Die Spielplätze 
des Viertels versperrten sie für Kinder von Geflüchteten 
und Migranten. In anderen Gegenden überfielen ihre 
Sturmtruppen die Marktstände nichtgriechischer Händ-
ler und vertrieben sie.

Der Mord an Pavlos Fyssas

Zu unserem zweiten Solidaritätsbesuch nach Griechen-
land brachen wir am 21. September 2013 auf. Wenige 
Tage zuvor, am 17. September, wurde Pavlos Fyssas von 
Giorgos Roupakias erstochen. Wie sich bei den Ermitt-
lungen rasch herausstellte, war der Mörder nicht nur 
Mitglied der Chrysi Avgi, und wie wir damals schon ver-
muteten und es sich dann bald erwies, handelte er im 
Auftrag der Parteiführung und unter den Augen der am 
Tatort im Stadtteil Keratsini anwesenden Polizisten, die 
nicht eingriffen.

»Heute früh erreichten mich die ersten dürftigen Mel-
dungen über den Mord an Pavlos Fyssas. Er war als Anti-
faschist bei ANTARSYA aktiv und als Hip-Hop-Musiker 
in Griechenland unter dem Namen »Killah P« bekannt. 
Die faschistischen Schlägerbanden haben erneut zuge-
schlagen. Der Tatort liegt in der Nähe von Perama, wo wir 
das soziale Zentrum besuchen werden. Das Anwachsen 
des Einflusses der »Goldenen Morgenröte« verdeutlicht 
mir noch einmal auch die Gefahren der Entwicklung. Zu-
nehmende Verelendung stärkt nicht als Selbstläufer den 
Widerstand und deren gewerkschaftliche und politische 
Organisationen. Wenn die Linke versagt, weil sie der Mas-
se keine gangbare Perspektive zu bieten vermag und sich 
in Grabenkämpfen selbst aufreibt, werden Rechtspopu-
listen und Faschisten die Nutznießer sein.«3

Bei unserem ersten Gespräch mit Moises aus dem 
Vorstand der Journalistengewerkschaft und Eurydike, 
Journalistin bei der Zeitung »Kathemerini«, standen die 

2	 Aus: »Athen News«, 14.09.2012
3	 Überlegungen zu unserer geplanten Solidaritätsreise, aus dem Rei-

setagebuch der gewerkschaftlichen Solidaitätsgruppe von 2013

Die Ursachen für den rasanten Aufstieg  
der Chrysi Avgi

Als Teilnehmer der gewerkschaftlichen Solidaritätsgrup-
pe »Gegen Spardiktate und Nationalismus« konnte ich 
mir auf den jährlichen Besuchen in Griechenland selbst 
ein Bild vom Aufstieg der Chrysi Avgi (CA) verschaffen. 
Als wir im September 2012 Athen besuchten, waren viele 
unsere Gastgeber geschockt und besorgt. Im Juni 2012 
wurde erstmals mit der CA eine sich offen zum Natio-
nalsozialismus bekennende Partei mit fast 7% ins grie-
chische Parlament gewählt. Ihr Stimmenanteil lag noch 
2009 bei nur 0,3%.

Die Besuche in der offenen Stadtteilversammlung Pe-
rama, einem sozialen Selbsthilfeprojekt, verdeutlichten 
uns, welche wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen 
zum rasanten Zuspruch für diese faschistische Partei ge-
führt hatten: »Die Lage in Perama ist aufgrund des Nie-
dergangs der Werftindustrie, die dieses Viertel prägt, dra-
matisch. Die Arbeitslosenrate liegt bei ca. 90%. Es fehlt 
an allem, auch an Nahrungsmitteln. Das Nachbarschafts-
zentrum unterstützt im Moment ca. 100 Personen mit Le-
bensmitteln. Bei der hohen Arbeitslosenrate ist klar, dass 
nur ein kleiner Anteil von Familien unterstützt werden 
kann. 95% der Mitglieder im Zentrum sind selbst arbeits-
los. Es gibt Familien, in denen in den letzten zwei bis drei 
Jahren niemand auch nur einen einzigen Tag Arbeit ge-
habt hat. Perama ist stark von den Werften und der guten 
Beschäftigungsstruktur geprägt gewesen. Bis 2008 gab es 
ca. 9.000 bis 10.000 direkt Beschäftigte, bis zu 25.000 Ar-
beitsplätze existierten insgesamt, wenn man die Zuliefer-
betriebe mitzählt. Nach 2008 gab es immerhin noch 5.000 
Arbeitsplätze, bis der Kollaps durch die Wirtschaftspoli-
tik der Regierung eintrat. Heute werden in den Werften 
auf Abruf bis zu 500 Arbeitnehmer benötigt, die als Ta-
gelöhner ihr Leben fristen. Durch die Arbeitslosigkeit 
leben viele Menschen in Perama im Elend, es gibt keine 
sozialen Auffangnetze, daher ist ein menschenwürdiges 
Leben nicht mehr möglich. Leider haben die Faschisten 
auch in Perama die Situation nutzen können, der Anteil 
ihrer Anhänger wird auf ca. 11% geschätzt.«1

Die Massenmedien (Zeitungen, Funk und Fernsehen), 
von denen viele griechischen Unternehmern/Oligarchen 
gehören, haben den Aufstieg der Chrysi Avgi gefördert 
und ihr die entsprechende Plattform geboten, seitdem 
die Partei bei den Kommunalwahlen 2010 in Athen mit 
5,4 % ihren ersten Wahlerfolg verbuchte. Die Funkti-
onäre der faschistischen Partei wurden gern gesehene 
Gäste in den Politsendungen und Talkshows. Sie nutzten 
dies, um ihre rassistische und faschistische Propagan-
da zu verbreiten, wie beispielsweise mit der Forderung, 
Migranten und Geflüchtete von Suppenküchen und Le-
bensmittelspenden auszuschließen oder der Blutspende-
Kampagne »Griechisches Blut nur für Griechen«. Dabei 
ließ die Chrysi Avgi keinen Zweifel an ihrem Selbstver-
ständnis. Als der Parteivorsitzende Michaloliakos nach 
Bekanntgabe der Resultate der Parlamentswahl vom Juni 
2012 vor die Presse trat, wurden die Journalisten von 
einem Leibwächter aufgefordert, sich zu Ehren des Füh-

1	 Aus den Reisetagebüchern der gewerkschaftlichen Solidaitätsgrup-
pe »Gegen Spardiktate und Nationalismus«
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stehen schlecht, denn die Folgen der Troika-Diktate, die 
auch weiterhin von seiner Regierung vollstreckt werden, 
haben den Aufstieg der griechischen Faschisten erst er-
möglicht und fördern ihn weiter.«6

Der Prozess gegen die Chrysi Avgi begann allerdings 
erst 2015, über anderthalb Jahre nach der Tat, und sollte 
sich über fünf Jahre hinziehen, bis zur Urteilsverkün-
dung am 7. Oktober 2020. Die Angeklagten befanden sich 
vor der Urteilsverkündung sämtlich auf freiem Fuß, die 
ersten waren bereits kurz nach ihrer Verhaftung gegen 
Kaution entlassen worden, der Rest nach der Höchstdau-
er der Untersuchungshaft von anderthalb Jahren.

Syriza auf dem Weg in die Regierung

In den folgenden beiden Jahren nach dem Mord an Pav-
los Fyssas gab es zahlreiche soziale und politische Aus-
einandersetzungen:

•	die monatelange Besetzung des staatlichen Fernseh-
senders (ERT) durch die Belegschaft, nachdem er von 
der Regierung Samaras ohne Vorankündigung am 11. 
Juni 2013 geschlossen wurde,

•	der über ein Jahr andauernde Kampf der Putzfrauen 
des Finanzministeriums, die für die Wiedereinstellung 
kämpften, nachdem sie im September 2013 von einem 
Tag auf den anderen entlassen worden waren,

•	zahlreiche Streiks, wie z.B. bei der Athener Metro oder 
an den Schulen in Griechenland.

Doch die Hoffnungen, über eine außerparlamentarische 
Mobilisierung, über eine Ausweitung der Streiks die 
Spardiktate (Memoranden) und damit auch die Regie-
rungskoalition aus ND und PASOK zu Fall zu bringen, er-
füllte sich nicht. Große Teile der Bevölkerung, erschöpft 
vom täglichen Überlebenskampf und deprimiert ange-
sichts der Erfolglosigkeit ihres Widerstandes, verlager-
ten ihre Hoffnungen auf einen Regierungswechsel durch 
parlamentarische Wahlen. Die Gelegenheit bot sich in der 
vorgezogenen Neuwahl im Januar 20157. SYRIZA wurde 
zur stärksten Partei, konnte aber nur in einer Koaliti-
on mit der rechtspopulistischen und nationalistischen 
ANEL die Regierungsgeschäfte übernehmen. Im Vorwort 
unseres Reisetagebuches 2014 schrieben wir kurz nach 
den Wahlen, im Februar 2015: »Bereits während der So-
lidaritätsreise im September 2013 charakterisierten viele 
unserer GesprächsparterInnen die ‚Regierung Samaras 
als das schlimmste Regime nach dem Sturz der Obristen-
Diktatur 1974‘. Unser Besuch im September letzten Jahres 
stand im Zeichen der Hoffnungen und Erwartungen auf 
ein frühzeitiges Ende der verhassten Regierungskoalition 
aus ND und PASOK. Diese Hoffnungen gingen in Erfül-
lung. Bei den vorgezogenen Neuwahlen am 25. Januar 
2015 wurde SYRIZA mit Abstand die stärkste Partei. Die 
faschistische ‚Goldene Morgenröte‘ zog zwar wieder mit 
über 6 % ins Parlament ein, ihr weiterer Aufstieg konnte 
allerdings zunächst gebremst werden. Dennoch, sie wur-
de zur drittstärksten Partei im Parlament und wartet auf 

6	 Aus dem Vorwort des Reisetagebuchs der gewerkschaftlichen Soli-
daitätsgruppe von 2013

7	 Die vorgezogene Parlamentswahl wurde notwendig, nachdem bei 
den Präsidentenwahl der Kandidat der ND  
in drei Wahlgängen die vorgechriebene Mehrheit verfehlte.

Informationen über die Umstände des Mordes und seine 
möglichen politischen Folgen im Vordergrund. »Im Mo-
ment ist die öffentliche Aufregung groß, alle Zeitungen 
und Fernsehsender berichten darüber und zeigen sich ent-
setzt. Dabei hatten viele von ihnen in der letzten Zeit pro-
minenten CA-lern eine Plattform geboten und z. T. offen 
darüber nachgedacht (wie z. B. die »Kathimerini«, so was 
wie die FAZ für Griechenland), dass die Chrysi Avgi eine 
Koalition mit der Regierungspartei Nea Demokratia (ND) 
eingehen könne, wenn deren jetzige parlamentarische 
Mehrheit noch mehr schwinden würde. Nach dem Mord 
wird großes Entsetzen demonstriert und man distanziert 
sich allenthalben. Die CA hat in der letzten Zeit hunderte 
von Verbrechen vor allem gegen Migranten begangen, die 
aber nicht verfolgt und bestraft wurden. Als Beispiel für 
das Gewährenlassen der CA-Gangster nannte Eurydike, 
dass die Regierung jetzt nach dem Mord der Staatsan-
waltschaft Akten über CA-Verbrechen übergeben hat, die 
sie seit zwei Jahren unter Verschluss gehalten hatte.«4

Heike Schrader, die damals häufig in der »Jungen 
Welt« aus Athen berichtete: »’Im Moment wird alles vom 
Mord an Pavlos Fyssas überschattet. Dabei handelt es sich 
nicht um den ersten Mord, der von der goldenen Morgen-
röte verübt wurde; anders ist, dass mit Pavlos zum ersten 
Mal kein Migrant, sondern ein Grieche ermordet wurde, 
und anders ist auch, dass zum ersten Mal die Beweisla-
ge klar ist.‘ Heike geht darauf ein, dass die griechische 
Verfassung keine Parteienverbote vorsieht, aber es besteht 
die Möglichkeit die goldene Morgenröte als kriminelle 
Vereinigung zu erklären und die Spitze der Partei als An-
stifter an der Ermordung zu verurteilen, was in der Konse-
quenz auch zum Stopp weiterer staatlicher Unterstützung 
führen würde.«5

Anklage gegen die CA-Führung wegen Mitglied-
schaft in einer kriminellen Vereinigung

Mit der Ermordung von Pavlos Fyssas hatte die Chrysi 
Aygi den Bogen überspannt. Kräfte aus dem national-
konserativen Lager, die bisher mit der faschistischen 
Partei kokettiert hatten, gingen angesichts der breiten 
Empörung auf Distanz. Am 26. September 2013 wurden 
zahlreiche Führungsmitglieder und Parlamentarier der 
Chrysi Avgi festgenommen und wegen Bildung einer kri-
minellen Vereinigung angeklagt. Die staatliche Finanzie-
rung der Partei und ihrer Fraktion wurde eingestellt. Der 
rasante Aufstieg der CA war gestoppt; ihr war ein Groß-
teil der bisherigen finanziellen und organisatorischen 
Möglichkeiten genommen.

Der führenden Kraft in der Regierungskoalition, der 
Nea Demokratia, war damit ein potentieller Verbündeter 
und möglicher Koalitionspartner abhanden gekommen. 
»Die Regierung versucht mit der Theorie der ‚zwei Ex-
treme‘ sich als Garant von Recht, Ordnung und Sicherheit 
zu profilieren. Der Ministerpräsident Samaras, der eine 
lupenreine rechtsradikale Vergangenheit aufweisen kann, 
will so die zur Morgenröte abgewanderten Wähler für die 
Nea Demokratia zurückgewinnen. Die Chancen dafür 

4	 Aus dem Reisetagebuch der gewerkschaftlichen Solidaitätsgruppe 
von 2013

5	 Aus dem Reisetagebuch der gewerkschaftlichen Solidaitätsgruppe 
von 2013
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mentswahlen im Juli 2019 wurde die Regierung Tsipras 
abgewählt. Die Befürchtung, die faschistische Chrysi 
Avgi würde der große Gewinner der enttäuschten Hoff-
nungen in eine SYRIZA-Regierung sein, bestätigte sich 
nicht. Die CA verfehlte knapp die 3 %-Hürde und ist 
nicht im neuen Parlament vertreten. Gewinner wurde 
die Nea Demokratia (ND), die mit fast 40 % der Stimmen 
zu alter Stärke zurückfand. Damit waren die vor den Kri-
senjahren (2010 bis 2019) bestehenden Zustände wieder 
hergestellt, in denen die zwei großen System-Parteien 
das politische Geschehen bestimmten und sich in der 
Regierungsbildung abwechselten – nur dass nun SYRIZA 
mit 31,5% die Rolle der zweiten Systempartei anstelle 
der PASOK einnahm.

Den Wahlkampf hatte die ND mit drei Themen ge-
führt: Innere Sicherheit, Zuwanderung und der »Verrat 
an den nationalen Interessen« durch das Mazedonien-
Abkommen der Tsipras-Regierung. Der Wahlkampf der 
ND wurde von den überwiegend konservativen Medien 
unterstützt. Die bei konserativen und reaktionären Kräf-
ten verhasste Regierung Tsipras sollte nach fünf Jahren 
endlich durch eine konserativ-bürgerliche abgelöst wer-
den.

Der Umbau Griechenlands in »eine moderne neolibe-
rale totalitäre Demokratie« wurde unmittelbar nach der 
Regierungsbildung vom Ministerpräsidenten Mitsotakis 
weiter vorangetrieben: durch einen verschärften Kurs in 
der Asylpolitik, durch den Ausbau des Repressionsappa-
rates, durch die Einschränkung von Gewerkschafts- und 
Demonstrationsrechten, mit der sofortigen Räumung 
vieler selbstverwalteter Zentren. Welche Konsequenzen 
dies für die arbeitenden Menschen haben wird, erläu-
terte uns der Vorsitzende der Matrosengewerkschaft 
PENEN während unseres Besuches im Herbst 2019:8 
»Steuererleichterungen für Unternehmen, Abbau von 
Arbeitnehmer*innenrechten, Reduzierung öffentlicher In-
vestitionen zugunsten privater Investitionen. Aktuell gibt 
es einen Gesetzesentwurf, der bei den parlamentarischen 
Mehrheitsverhältnissen keine Schwierigkeiten haben 
wird, ratifiziert zu werden. Der Entwurf sieht vor, dass 
für große Unternehmen der Mehrwertsteuersatz verrin-
gert wird und der Gewerbesteuersatz, der bislang bei 15% 
liegt, auf 5% reduziert wird – ein wahres Geschenk an 

8	 Aus dem Reisetagebuch der gewerkschaftlichen Solidaitätsgruppe 
von 2019

ein Scheitern der neuen Regierung, wovon sie sich einen 
gewaltigen Auftrieb erhofft.«

Der Regierungswechsel in Griechenland war ver-
bunden mit einer Aufbruchsstimmung, wie sie sich in 
der Parole »Change Greece – Change Europe – Change 
for all!« ausdrückte und zugleich der Befürchtung, die 
Chrysi Avgi wäre der Gewinner, sollte die neue Regie-
rung die Erwartungen ihrer Wähler*innen enttäuschen. 
Ihre Erwartungen brachte die griechischen Bevölkerung 
zum Ausdruck in dem von der SYRIZA-Regierung an-
beraumten Referendum über die Angebote (Diktate) der 
Troika. Am 5. Juli 2015 lehnten 61% der Wähler*innen 
die Auflagen von IWF, EU und EZB ab. Am 9. Juli 2015 
kommentierte die griechische Zeitung »Kathimerini« 
den Ausgang des Referendums: »Darüber hinaus hat das 
Referendum ein zutiefst gefährliches Verhalten der Wäh-
lerschaft aufgedeckt, die sich entlang von Klassenzuge-
hörigkeit ausgedrückt hat. Solch eine Spaltung zwischen 
den Besitzenden und den Nichtbesitzenden hat man nicht 
mehr seit den Zeiten von Andreas Papandreou [80er Jah-
re] gesehen, als die Unterprivilegierten begannen, die 
gesellschaftliche Stufenleiter mit geliehenem Geld hin-
aufzuklettern. Die Massendemonstrationen der ›Ja‹- und 
›Nein‹-Lager […] haben auch dazu beigetragen eine Aus-
einandersetzung auf die Straße zu bringen, die auf das 
Parlament oder vielleicht auf die Talkshows im TV be-
schränkt gehören. Das war ein politisches Verbrechen.«

Die Mehrheit in der Parteispitze von SYRIZA wollte 
weder eine Konfrontation mit den Regierungen der ande-
ren EU-Staaten noch mit den »besitzenden Klassen und 
Schichten« im eigenen Land eingehen. Schon wenige 
Tage nach dem Referendum verkehrte sie sein Ergebnis 
ins Gegenteil. Sie akzeptierte noch schärfere Auflagen 
der Troika.

Der linke Flügel von SYRIZA spaltete sich ab, zahl-
reiche Mitglieder, vor allem die in den sozialen Bewe-
gungen und Initiativen Engagierten, kehrten der Partei 
enttäuscht und empört den Rücken. Dies betraf auch fast 
alle unsere gewerkschaftlichen Kontakte, sofern sie sich 
innerhalb von SYRIZA organisiert hatten.

Die Normalisierung der politischen und parla-
mentarischen Verhältnisse

Die für September 2015 angesetzten Neuwahlen konnte 
SYRIZA zwar nochmals gewinnen. Aber bei den Parla-

Die gewerkschaftliche Solidaritätsgruppe am Denkmal 
für Pavlos Fyssas am Tatort seiner Ermordung

Die jährliche Demonstration zum Jahrestag der Ermordung von 
Paxlos Fyssas in Keratsini, hier im September 2015
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in Griechenland stabilisiert. Die Kehrtwende von SYRI-
ZA im Sommer 2015 hat die Hoffnung der Bevölkerung 
auf eine Alternative zu den verhassten Verhältnissen un-
ter sich begraben. Das hat den Widerstand gelähmt und 
die gesamte Linke, gleich welcher ideologischen und po-
litischen Ausrichtung, geschwächt. Die Gewerkschaften 
und die linken Parteien und Organisationen haben der 
neuen ND-Regierung wenig entgegenzusetzen. Eine 
faschistische Partei wie die Chrysi Avgi wird nicht ge-
braucht zur Stabilisierung der kapitalistischen Verhält-
nisse – zumindest vorerst!

A.B. 28.11.2020  n

Berlin und Brüssel und zur leidvollen Geschichte unter 
deutscher Besatzung folgten in den kommenden Jahren. 
Hier fielen Martins historische Forschungsergebnisse 
und seine Standpunkte auf fruchtbaren Boden. Stellver-
tretend für die vielen Aktivitäten sei hier die Ausstel-
lung zum 75. Jahrestag der Invasion auf Kreta genannt: 
»Zeit des Schreckens«. Martin war nicht nur an der Kon-
zeption und Erstellung der Ausstellungstafeln beteiligt. 
In zahlreichen Vorträgen, u.a. vor Schülerinnen und 
Schülern, teilte er sein Wissen mit den Besucherinnen 
und Besuchern, beantwortete geduldig Nachfragen oder 
Einwände und diskutierte leidenschaftlich über die po-
litischen Schlussfolgerungen, die wir heute aus der Ge-
schichte ziehen sollten.

»Gedenken heißt für uns, sich einzumischen – gegen 
stattfindende und geplante Kriege und für die Rechte der 
Opfer« (aus dem Einleitungstext zur Ausstellung).

Zum Jahrewechsel 2019/2020 waren wir intensiv mit 
der Vorbereitung einer Konferenz zum 75. Jahrestag der 
Befreiung beschäftigt. Sie sollte sich mit Deutschlands 
unbeglichenen Schulden befassen, mit der Weigerung der 
Bundesregierung Entschädigungs- und Reparationsan-
prüche anzuerkennen und mit den Betroffenen endlich 
Verhandlungen darüber aufzunehmen. Der Lockdown 
durchkreuzte unsere Planungen. Kurz darauf erhielt 
Martin die Nachricht von seiner schweren Krebserkran-
kung, der er am 14. Oktober 2020 erlag.

Je öfter wir uns trafen, je enger unsere Zusammenar-
beit sich gestaltete, desto mehr wurde aus dem Genossen 
zugleich der Freund Martin. Enden will ich deshalb mit 
einer Aufforderung, mit der er mich öfters scherzhaft be-
grüßte: »An die Arbeit!«

Andi, für die gewerkschaftliche Solidaritätsgruppe
»Gegen Spardiktate und Nationalismus«

Martin hat uns nicht nur »Hellas unterm Hakenkreuz«1, 
sondern zahlreiche weitere Publikationen seiner histo-
rischen Forschungen hinterlassen. Auf sie können wir 
dankbar zurückgreifen.

1	 Als Download unter: arbeiterpolitik.de/2020/12/zur-erinnerung-an-
martin-seckendof13-maerz-1936-14-oktober-2020

Leider lassen die Bedingungen der 
Corona-Pandemie es nicht zu, dass 
wir uns in einem gebührenden Rah-
men, im Kreis vieler Weggefährten, 
von Martin Seckendorf verabschie-
den können. Wir werden dies nach-
holen, sobald es die Umstände erlau-
ben. So bleibt uns nur, ihn mit dem 
Nachdruck dieser kleinen Broschü-

re zu ehren. Er hat sie im November 2015 redigiert und 
herausgegeben anlässlich einer Veranstaltung im »Haus 
der Demokratie« zur Vernichtung der jüdischen Bevöl-
kerung Griechenlands. Dort wurde auch die von ihm mit 
Lothar Eberhardt gestaltete Ausstellung »Hellas unterm 
Hakenkreuz« gezeigt.

Ich traf Martin Anfang der 1990er Jahre das erste 
Mal persönlich. Er informierte uns über die Besetzung 
Griechenlands durch die Wehrmacht auf einem Treffen 
der Berliner Gruppe der »Arbeiterpolitik«. Ich war beein-
druckt von seinem umfangreichen Wissen und seinen 
Detailkenntnissen.

Damals musste Martin seinen Lebensunterhalt bei 
einem privaten Wachschutzunternehmen bestreiten. Bis 
1990 hatte er in leitender Funktion im Staatsarchiv der 
DDR gearbeitet. Mit der Einverleibung der DDR durch die 
BRD wurde das Staatsarchiv in das Bundesarchiv über-
führt. Martin wurde »abgewickelt«. Die neuen Machtha-
ber, die sich als »Sieger der Geschichte« sahen, wollten 
und konnten seine Fachkenntnisse nicht nutzen, wohl 
auch wegen seiner marxistischen Herangehensweise bei 
der Auswertung historischer Dokumente.

Mein Kontakt zu Martin wurde leider erst nach 2012 
enger. Anlass waren die Besuche deutscher Gewerk-
schaftskolleginnen und -kollegen im Rahmen der Soli-
daritätsgruppe »Gegen Spardiktate und Nationalismus« 
in Griechenland. Dort stießen wir immer wieder auf die 
Spuren der Vergangenheit – auf die Kriegsverbrechen der 
deutschen Wehrmacht und auf den antifaschistischen 
Widerstand, der dort in der Arbeiterbewegung auch heu-
te politisch wachgehalten wird.

Zahlreiche Veranstaltungen in vielen deutschen Städ-
ten zu den aktuellen Kämpfen gegen die Spardiktate aus 
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die Kapitalbesitzer! […] So sollen die Rechte der Gewerk-
schaften neu geregelt werden. Innergewerkschaftliche 
Wahlen sollen ebenfalls qua Gesetzesvorgabe neu gefasst 
werden. Besonders das Streikrecht hat sich die neue Re-
gierung vorgenommen. Nach ihrer Vorstellung sollen Ur-
abstimmungen künftig ausschließlich auf elektronischem 
Wege erfolgen. Die Regierung bezweckt mit den verschärf-
ten Regelungen stärkere Kontrollen und träumt davon, die 
Gewerkschaften zu lenken und zu beeinflussen, so dass 
für die Belegschaften keine Alternativen zu den staatli-
chen Vorgaben mehr vorhanden sind.«

Nach Jahren heftiger Auseinandersetzungen und Tur-
bulenzen haben sich die innenpolitischen Verhältnisse 


